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. Dittag- Ausgabe 


Deutſchlan d. N 
9. C. Landtags⸗Verhandlungen. 


64. Sitz. 1 er Abgeordnetenhauſes vom 26. Mai. 
10 ne. * iniſtertiſch Graf zu Eulenburg, Geh. Räthe Wohlers, 
aaſe, inet u. A. 

K Vom Fin azminiſter iſt ein Geſetzentwurf, betreffend die Veranlagung 
und Erbebur, der direkten Staatsſteuern nach dem Etatsjahre, und 
von dem Abg indthorſt (Meppen) ein Antrag, betreffend die geſetz⸗ 
liche Regely z der Unterſuchungsbaft im Haufe eingebracht worden. 

Obne Deb e wird in dritter Leſung der von den Abgg. Cramer und 
Evelt beantza e 8 betreffend die Mobiliar⸗Feuerver⸗ 
ſicherung ia dem früheren Fürſtenthum Hobenzollern⸗ Sigmaringen 
angenommen und bierauf in die dritte Berathung des Geſetzentwurfs, be⸗ 
treffend den Austritt aus den jüdiſchen Synagogengemeinden 
eingetreten. l i 

Abg. Berger: Ich bitte die Regierung, bei Gelegenheit der Emanation 
dieſes (Feſctzes unſere Geſetzbücher und mehr noch die Miniſterialverord⸗ 
nungsblätter einer gründlichen Reviſion zu unterziehen, ob nicht in denſelben 
Verordnungen bezüglich der Juden vorhanden find, welche einer vergangenen 
Zeit ang hören, und für heute durchaus nicht mehr paſſen. Veranlaſſung hierzu giebt 
mir eine neulich erlaſſene Verfügung der Regierung in Köln, die in der 
„Kreuzzeitung“ abgedruckt wurde. Es werden darin die Geistlichen der evan⸗ 
geliſchen Kirchen und ebenſo der jüdiſchen Berhäufer amtlich aufgefordert, 
eine Kirchencollecte für die Studirenden der Theologie an der Bonner Hoch⸗ 
ſchule abzuhalten und die geſammelten Beiträge an dier Regierung zur Ueber⸗ 
mittelung abzuliefern. Ich kann eine derartige Verfügung, die ſich jedenfalls 
auf längit veraltete Rechtslitel ſtützt, nur für böchſt ungebörig erklären. 

Regierungscommiflar Geh. Rath Beinert: kann im Namen des 
Cultus miniſters über dieſe Sache im Augenblick eine Erklarung nicht abgeben, 
da ich barüber nicht näher informirt bin. Der Cultusminiſter wird indeß 
jedenfalls vo. dieſer Anregung Kenntniß nehmen, um event. eine Abſtellung 
des gerügten Aebelſtandes herbeizuführen. RE 

Abg. v. Sybel: Zu der außerordentlich großen Zahl von Petitionen 
jüdiſcher Synagogengemeinden gegen dies Geſetz iſt mir in dieſen Tagen 
noch eine Eingabe der Magdeburger Synagogengemeinde zugegangen und 
außerdem befindet fi unter den an das Haus gerichteten Petitionen die mit 
einer Denlſchrift begleitete Reſolution des letzten deutſch iſtaelitiſchen Ge⸗ 
meindetages, eines Verbandes von nicht weniger als 139 deutſchen Juden: 
gemeinden. Sie jeben ſchon bieraus, welch ein erhebliches Gewicht an Zahl 
und Stellung die Bittiteller haben, und ich muß hiernach die Behauptung 
des Abg. Röckerath, die große Mehrzahl der preußiſchen Juden ſei für das 
Geſetz enthuſiasmirt, als entſchieden unbegründet zurückweiſen. In der That 
kann dieſes Geſetz keine andere Folge haben, als eine Stockung aller Re: 
formbeſtrebungen innerbalb der jüdiſchen Gemeinde. Denn die Gemeinde, 
durch die willige Freigebung des Austritts der Diſſidenten ökonomiſch in 
ihrer Exiſtenz bedrobt, wird ſich wohl hüten, durch irgend welche Neuerungen 
und Refo fbeſtrebungen eine Spaltung bervorzurufen. Die Diſſidenten, 
welche dieſes Geſetz berbeifehnen, find, wie wir wiſſen, meiſt ultraorthodore, 
die von Arnderungen der Reformfreunde nichts wiſſen wollen. Dieſe Diſſi⸗ 
denten, ſa ste uns der Abg. Lasker, fühlen ſich in ihrem Gewiſſen empört, 
daß fie überhaupt noch in Gemeinſchaft mit ſolchen Perſonen leben ſollen, 
die ein in ihren Augen ſo abſcheuliches Werk vollbracht, eine ſolche Ent⸗ 
weihung des Heiligbums herbeigeführt baben, wie die Diſſidenten in der 
Einfübrung jener Reformen beabſichtigen. Auch der Abg. Röckerath bat die⸗ 
ſer Auffaſſung zugeſtimmt mit der Bemerkung, daß allerdings ein Gewiſſens⸗ 
zwang vorhanden ſei, wenn Jemand genöthigt werde, Geld zu zahlen, welches 
für einen von ihm perhorrescirten Gottesdienſt verwendet wird. Nun, bier 
ſcheint mir gerade die Stelle zu ſein, wo die Schlechtigkeit der von den 
Diſſidenten bertretenen Sache auf das Grellſte hervortritt. Was iſt das für 
eine Geſinnung, welche ganz unverhohlen erklärt: weil in dem Culius irgend 
welche Aenderungen vorgenommen worden, weil in der Form des Goltes⸗ 
dienſtes irgend eine Modification eingeführt worden ift, deshalb find die 
Urbeber der Veränderung ſo abſcheuliche und gottverlaſſene Subjecte, daß 
ich mit ihnen nichts mehr zu thun haben will, und ich mich ihnen gegenüber 
verhalten muß, wie in alten Zeiten ſich die rechtgläubigen Katholiken gegen 
irgend einen excommunicirten und mit dem Bann belegten Katholiken ver · 
balten gaben. 5 5 427 . 

Er ſoll geächtet fein; es ſoll jede Form der Verbindung mit ihm zerriſſen 
werden. Soll es nun wirklich der geſetzgeberiſchen Gewalt des preußiſchen 
Staates zukommen, derartige Geſinnungen durch ein förmliches Geſetz zu 
ſanctioniren? Ich verſtehe es ſehr gut, daß bei ſolchen Geſinnungen der 
jüdiſche Diſſidenten, der Abg. Roͤckerath dieſelben fo wacker vertheidigt hat; 
er finde, ja nur bei dieſer Geſinnung ver Diſſidenten die eigene vollkommen 
wieder. Jom iſt Alles antipathiſch, was auf irgend einem Kirchengebiete 
— beiße es jüdiſch oder chriſtlich — mit dem für ihn fo verhaßten Worte 
Reform zuſammenhängt. Ihm erſcheint, ebenſo wie den jüdiſchen Diſſidenten 
durch die Milbenutzung der Reformer die Synagoge, durch die Mitbenutzung 
der Altkatholiken die katholiſche Kirche entweibt. Der bieſige Gemeinde: 
vorſtand führt in einer ſtatiſtiſchen Zuſammenſtellun 830 preußiſche Juden 
gemeinden auf, welche 480 Lehrinſtitute und 790 Wohlthatigkeits⸗Anſtalten 
unterhalten. Scheint Ihnen das fo etwas Leichtes, dieſe 1300 Inſtitute 
verſchwinden zu laſſen, wie etz nothwendig geſcheben wird, wenn dies Geſetz 
die Leiſtungsſähigkeit der Synagogengemeinden ui ſtellt? Die Folge 
wird ſein, daß die Cipilgemeinde für dieſe Bedürfniſſe eintreten muß und bei 
dieſer werden Sie ſich dadurch gewiß keinen Dank erwerben. Obwohl ich 
weiß, daß meine Stimme nicht durchdringt, kann ich nur nochmals vor der 
Annahme dieſes Geſetzes warnen. a 

Abg. Bis marck⸗Flatow. Der Vorredner vermiſcht und verwechſelt die 
Begriffe der idealen kirchlichen Gemeinſchaft und der juriſtiſchen, organifirten 
Urchlichen Corporation. Die letztere beſteht in dem Sinne, wie bei der evan⸗ 
geliſchen Kirche, im Judenthum gar nicht, da hier nur eine Reihe von ein⸗ 
ander völlig unabhängiger Gemeinden exiſtirt. Für dieſe kann das Geſetz 
bat > nie Befriedigung eines dringenden Bedürfniſſes und als eine Wohls 

grüßt werden. h 4 

Abg. Lehfeldt weiſt darauf hin, daß die Petition des Leipziger Ge⸗ 
meindetages der Petitions⸗Commiſſion ihrem weſentlichen Inhalte nach 
nicht als eg ſolche erſchienen ſei, die auf die Materie dieſes Geſetzes direct 


Bezug da 
Abg. Lasker: Der Abg. v. Sybel hat ſehr ſchwere Angriffe gegen eine 
Anzahl * Petenten A die 1 persönlich nicht re, i ie = eichnet 
diejelben als schlechte Renſchen, als fanatiſche Zeloten als ſolche, die nicht 
verdienen. Ob Petenten, die im Namen ihres 


Nr. 


— 


e 
Gewiſſen, nen die religiöſe Freiheit derlangen, in dieſer beſchimpfen⸗ 
den Weise en U werden —— das ftelle ich dem Urtbeil des 
Haufes anheim. ( daga) Es iſt in Wahrheit nicht richtig, wenn der 
Abg. v. Sybel ſagt, daß nur die Ortbodoxen dieſes Geſetz erſtreben, ob ſchon 
die Orihodoxen ebenſo wie die Reformer mir berechtigt zu fein ſcheinen, vom 
Hauſe Berückſichtigung Ihrer Bedürfniſſe zu fordern. Ich bin in dieſer Frage 
ang unparteiiſch. Jeder der mich kennt, weiß, daß ich zur Parte der 
oboren nicht neböre und mich über jeden Fortschritt, wie im ftaatlihen 
fo auch im zeligiöien Leben 2 2 aber niemals laſſe ich meine perſönlichen 
Wünsche und Anſichten für tan anafgebend fein, was die Gesetzgebung in 
gewähren bat. Die Geſetzgerſeng wÄre paxteiifch, welche die Zuertheilung 
der Rechte desdalb nicht zulassen wil weil Orihedore fie anstreben und man 
nach der biſtoriſchen Auffaſſung des Herrn 


von Sybel die Beſtrebungen der 
Reformer begünstigen müſſe. Der Sachverhalt ift in Wirkli leit der: In 


einzelnen Tbeilen der Monarchie berriht die liberale, in anderen die orldo⸗ 
doxe Richtung. Nun ift es natürlich, daß da, wo die Orthodoxen berrſchen, 
wie & B. in Hannover, die Liberalen nach dieſem Gejege rufen und da, wo 
die Liberalen berrſchen, wie z. B. in Berlin und am Nbein und in vielen 
Tbeilen des alten Preußens, die Orthodoxen das Geſetz erſtreben und die 
Aiberalen es für ein unberechtigtes Privilegium erklaren. Das beißt a 
nur: die berrſchende Partei iſt für Aufrechterhaltung der Smwangsauferlegung 
und die beberrichte Partei ift für Freigebung. Der Abg. v. Spbel dat alſo 
bergefien, daß die Petitionen nur die 
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Siebenundfünfzigfter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


lungen wiedergeben, welche die Majorität repräfentiren, während wir gerade 
die Minorität im Auge haben und dieſer die Freiheit geben wollen. enn 
der Abgeordnete ferner beſorgt geweſen ift, daß die Wohlthätigkeitsanſtalten 
und Schuleinrichtungen bei den Juden zu Grunde gehen würden, jo iſt er 
wiederum im Irrthum. Dieſe Woblthätigkeitsanſtalten find meiſtens ent⸗ 
weder durch liegenden Beſitz oder durch Capitalvermögen geſichert, und ge⸗ 
bören zum größten Theile beſonders berechtigten Corporationen. Was aber 
— Ss anbetrifft, fo. iſt deren Erijtenz keine Wohlthat, ſondern das 
egentheil. - 

Im Großherzogthum Poſen hat eine 2 zur Zeit der größten 
Reaction das orthodoxe Streben der Juden begünſtigt, für die jüdiihen 
Schüler beſondere Schulen zu errichten und ſie aus den Gemeindeſchulen 
auszuſondern. Wenn nun durch das Geſetz bewirkt wird, daß die jüdiſchen 
Schüler nicht mehr von dem allgemeinen Elementarunterricht ausgenommen 
werden, ſo wird das ſowohl für die Juden, wie für die Gemeinden eine 
Wohlihat fein. Ich komme alſo dadurch zu dem Schluß, daß durch die 
beutige Rede des Abg. v. Sybel das Haus nicht beſſer inſormirt iſt, und 
deshalb iſt die Bitte wohl berechtigt, ſich nicht von den Beſchlüſſen ablenken 
zu laſſen, die in der zweiten Leſung mit ſo großer Mehrheit gefaßt ſind. 

Der Geſetzentwurf wird hierauf nach den Beſchlüſſen der zweiten Leſung 
unverändert vom Hauſe angenommen. 

Letzter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die zweite Berathung des Ent⸗ 
wurfs einer Städteordnung. 

Im $ 1 wird beſtimmt: 

„Die gegenwärtige Städteordnung kommt zur Anwendung: 1) in den 
Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien und Sachſen: 
2. in denjenigen Gemeinden, in denen zur Zeit die Städteordnung vom 
30. Mai 1853 gilt, mit Einſchluß der im § 1 Abſatz 2 dieſer Städteordnung 
erwähnten Ortſchaſten (Flecken); b. in allen Städten in Neuvorpommern und 
Rügen; 2) in der Provinz Weſtfalen in denjenigen Gemeinden, in denen zur 
Zeu die Städteordnung dom 19. März 1856 gilt; 3) im Regierungsbezirk 
Wiesbaden in den Gemeinden Frankfurt a. M., Wiesbaden, Homburg v. d. 
Höhe, Bieberich Mosbach, Ems, Bornheim; 4) in der Rheinprovinz in den: 
jenigen Gemeinden, in denen zur Zeit die Städteordnung dom 15. Mai 1856 
gilt. Landgemeinden mit mehr als 3000 Einwohnern wird auf ihren Antrag 
die Städteordnung durch den Miniſter des Innern verliehen. 

Hierzu beantragt Abg. Schrader, sub 3 das Wort „Bornbeim“ zu 
Bun und Abg. Kalle hinter dem Worte: „Bornheim“ einzufügen: „und 

imburg.“ 

Abg. Röckerath: Als uns die Einbringung einer neuen Städteordnung 
angekündigt wurde, berrſchte bei allen die Vorausſetzung, daß es ſich bier 
um eine Städteordnung für alle Provinzen und um ein großes Maß com⸗ 
munaler Unabhängigkeit bandele. Als man aber den Inhalt der Vorlage 
näher kannte, da dankten Hannover und Heſſen für dieſes Geſchenk und das 
letzte wollte lieber die antiqu irten Beſtimmungen des Miniſters Haſſenpflug 
behalten, als mit den etleuchteten Ideen der jetzigen preußiſchen Regierung 
beglückt zu werden. Das baben ſämmtliche Abgeordnete aus Heſſen mit 
Ausnahme zweier Landräthe ausgeſprochen. Es iſt allerdings meine Mei⸗ 
nung, daß es ſich nicht empfehle, für die geſammte Monarchie bei den ver⸗ 
ſchiedenſten Verhätniſſen eine Städteordnung nach einem gemeinſamen Muſter 
zu machen, denn die Verhältniſſe in den gewerbreichen Städten der weſt⸗ 
lichen Provinzen gleichen wenig denen der Ackerſtadte in den öftlichen Theilen 
der Monarchie. Mir wäre am willlommenſten eine Städteordnung geweſen, 
welche etwa zwei Dutzend allgemeiner Normativbeſtimmungen enthalten hätte 
und es ſonſt den Städten überließe, nach eigener Fagon ſelig zu werden. 
Wenn man aber einmal die Details beſtimmt, dann ſollte man ſie auf die 
geſammte Monarchie ausdehnen, denn ich bin überzeugt, daß die Deputirten 
aus Hannover und Heſſen viel eifriger und forgfältiger ſich an der Be 
rathung der einzelnen Beſtimmungen betheiligen würden, wenn dieſelben 
nicht nur auf einzelne ihnen ferner liegende Provinzen, ſondern auch auf ſie 
ſelbſt Geltung haben würden. Ich ſtimme gegen den Paragraphen, weil er 
einen ungerechtfertigten Particularismus conſtituirt. 

Abg. Schrader begrüßt es mit Freuden, daß der Geltungsbereich der 
Städteordnung auf Frankfurt a. M. ausgedehnt worden iſt, kann aber nur 
unter der Bedingung für dieſen Commiſſionsbeſchluß ſtimmen, wenn ent⸗ 
weder das Haus das Prinzip des allgememen gleichen Wahlrechts überhaupt 
anerkennen oder den § 42a der Commiſſionsbeſchlüſſe genebmige, welcher 
denjenigen Städten, in denen das allgemeine gleiche Stimmrecht bereits ein⸗ 
geführt iſt, daſſelbe beläßt. Redner befürwortet ſeinen Antrag mit der Er⸗ 
wägung, daß die Incommunaliſirung Bornbeims in Frankfurt dem Abſchluß 
nahe und deshalb nicht zu verlangen ſei, daß für kurze zeit fih dieſe Stadt 
BR der Vorlage vorgeſchriebenen koſtſpieligen Verwaltungsapparat 
anſchaffe. 

Der Miniſter des Innern erklärt, daß die Regierung nur unter der 
umgekehrten Vorausſetzung, daß der § 423 abgelehnt und das Dreiklaſſen⸗ 
wahlſyſtem auch für 8 a. M. conftitwirt werde, der Ausdehnung des 
Geltungsbereichs der Vorlage auf die genannte Stadt zuſtimmen könne. 

1 an Riedel empfiehlt aus localen Rückſichten den Antrag Kalle zur 
nnahme. 


Abg. Lasker wünſcht die Abſtimmung darüber, ob die Städteordnung! 


auch für Frankfurt a. M. Geltung haben ſoll, bis zur Entscheidung des 
Princips des § 42a auszuſetzen, da dieſe Entſcheidung für viele Abgeordnete 
die Baſis ibrer Abſtimmung über den Geltungsbereich ſein würde. 

Abg. Miquel meint, daß die betreffenden Abgeordneten in dritter Leſung 
Gelegenheit hätten, nach der Entſcheidung des Hauſes über $ 42a zu 8 
definitiv Stellung zu nehmen. 

5 9 Anſicht ſind Abgeordneter Jung und der Präſident von Ben⸗ 
nigſen. i 2 j 

Abg. Donalies erſucht die Regierung um eine authentiſche Interpre⸗ 
tation der Beſtimmung über die Landgemeinden, namentlich darüber, ob der 
Ausdruck: „wird verliehen“ als obligatoriſch oder facultatiw zu verſtehen ſei. 

Geh. Rath Woblers erklärt, daß nach Anſicht der Regierung das Alinea 
eine abligatoriſche Beſtimmung enthalte. 

Die Discuſſion wird geſchloſſen. : 

Referent Haken theilt in Beziehung auf die zuletzt gegebene Interpre⸗ 
tation den Standpunkt der Regierung und verweiſt den Abgeordneten Röcke⸗ 
rath auf die im ſchriftlichen Berichte mitgetheilten Gründe der Commiſſion, 
welche ſie zur Einſchränkung des Geltungsbereichs der Vorlage bewogen 
hätten. Die geſtellten Anträge empfiehlt er als dem Sinne der Commiſſion 
entſprechend. a 

Der § 1 wird darauf mit den Anträgen Schrader und Kalle an ge⸗ 
nommen; ebenſo ohne Discuffion die SS 2 bis 4. 

Die Commiſſion beantragt einen neuen d du: 

„Ein Gemeindebeſchluß im Sinne dieſes Geſetzes iſt: in Stadtgemeinden 
mit collegialiſchem Vorſtand ein von dem Maziſtrat und der Stadtverord⸗ 
netenverſammlung übereinſtimmend gefaßter Beſchluß, in Stadtgemeinden 
in denen der Bürgermeiſter allein den Gemeindevorſtand bildet, jeder Beſchluß 
der Stadtverordnetenverſammlung.“ 

Abg. Schenk und Genoſſen ſchlagen folgende Faſſung vor: 

„Ein Gemeindebeſchluß im Sinne dieſes Geſetzes iſt jeder Beſchluß der 
Stadiverorbnetenberfammlung, welcher nicht vom Bürgermeiſter oder vom 
Magiſtrat beanſtandet worden iſt, weil er die i Neft der Stadtverord⸗ 
netenberfammlung überſchreitet oder die beſtebenden Geſetze verletzt.“ 

Referent Haken bittet, den Antrag Schenk abzulehnen, da derſelbe dem 
ganzen 1 der Commiſſionsbeſchlüſſe wider preche. 2 

Abg. Röckerath hält den Antrag Schenk für prineipiell wichtig. Es 
giebt zweierlei ſtädtiſche Verfaſſungen, die bürgermeiſterliche, wobei die Stadt⸗ 
verordneten nur allein beſchließen und der Bürgermeiſter lediglich Executiv⸗ 
behörde ift; und die Magiſtratsverfaſſung, wobei der Magiſtrat ebenſo ein 
Votum hat, wie die Stadtverordneten. Obwohl es für größere Städte zu⸗ 
träglich ſei, daß die Executivbehörden collegialiſch zuſammengeſetzt find, fo 
hält Redner es doch nicht für rathſam, die Beſchlüſſe der Stadtverordneten 


ber] an dem Veto der von ihnen ſelbſt erwählten und theilweiſe von den Bürgern 


beſoldeten Beamten ſcheitern zu laſſen. 
Abg. Miquel iſt der Anſicht, daß die Annahme des Antrages * 
gleichbedeutend ſei mit der Ablehnung der geſammten Genndlagen dieſer 
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Expedition: Herrenſtraße Nr. W. Mußerdem übernehmen elle Voſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den ubrigen Tagen zwein al erſcheint. 


Städteordnung. Der Bürgermeiſter iſt in den Städten mit bürgermeiſter⸗ 
licher Verſaſſung Vorſitzender des Stadiperordneten⸗Colleginms und bat als 
ſolcher einen bedeutenden Einfluß. Wenn der Abg. Röckerath den Magiſtrat 
zu einer reinen Cxecutivbehörde der Stadtverordneten⸗Verſammlung berab⸗ 
ſetzen will, jo geht er viel weiter als die Beſtimmungen in den rheiniſchen 
Städteverfaſſungen. Ich empfehle Ihnen deshalb die Ablehnung des Ans 
trages Schenk. 

Abg. Zelle erinnert daran, daß der vorgeſchlagene § 4a gar nicht beab⸗ 
ſichtige, die gegenſeitigen Competenzen der beiden ſtädtiſchen Collegien feſtzu⸗ 
ſtellen. Da § 5 einen Gemeindebeſchluß erwähne, ſo ſei es formell nöthig 
erg im § da eine authentiihe Definition eines Gemeindebeſchluſſes zu 
geben. 

Der Antrag Schenk wird darauf abgelehnt und $ da unverändert nach 
den Beſchlüſſen der Commilfion angenommen. 

Ebenſo die SS 5 bis 13. 

§ 14 ſetzt die Bedingungen des Bürgerrechts feſt. Da daſſelbe in den⸗ 
jenigen Städten, in denen nach den Commiſſionsbeſchlüſſen das gleiche Wahl⸗ 
recht fortbeſtehen bleibt, nach $ 42 a durch Ortsſtatut an einen Minimal⸗ 
Klaſſenſteuerſatz von 12 Mark gebunden werden kann, fo beſchließt das Haus, 
vorher über das Princip zu entscheiden, ob obligatoriſches Dreiklaſſenwahl⸗ 
ſyſtem oder allgemeines gleiches Stimmrecht einzuführen ſei. Es werden 
deshalb zunächſt die SS 26 und 42a zur Debatte geſtellt. 

§ 26 lautet in der Regierungsvorlage: 

„Zum Zwecke der Wahl der Stadwerordneten werden die Wahlberechtigten 
nach Maßgabe der von ihnen zu ennichtenden Klaſſen ⸗ und klaſſificirten Eine 
kommenſteuer in drei Klaſſen getheilt. 

Die Wahlberechtigten werden zu dem Ende von ihrem im Stadtbezirle 
gewonnenen Einkommen beſonders eingeſchätzt; die von dieſem Einkommen 
zu entrichtende Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer bleibt in derjenigen Stadt⸗ 
gemeinde, in welcher die gedachten Wahlberechtigten ihren Wohnſitz haben, 
außer Berechnung. * a 

Die erſte, beziehungsweiſe die zweite Klaſſe beſteht aus denjenigen Wahl⸗ 
berechtigten, auf welche bis zum Belaufe eines Drittels beziehungsweiſe 
zweier Drittel der Geſammtſteuer die höchſten Einzelſteuerbeträge fallen. Die 
diernach nicht in die erſte, beziehungsweiſe zweite Klaſſe fallenden Wahl⸗ 
berechtigten bilden die dritte Klaſſe. In die erſte, beziehungsweiſe zweite 
Klaſſe gebört auch derjenige, deſſen Steuerbetrag nur theilweiſe in die erſte, 
heziehungsweiſe zweite Klaſſe fallt. Unter mehreren, einen gleichen Steuer: 
betrag Entrichtenden entscheidet die alphabetiſche Namensordnung und erfor⸗ 
Tee . das Loos darüber, wer von ihnen zu der höheren Klaſſe zu 
rechnen iſt. 

Nie mand lann gleichzeitig mehr als einer Klaſſe angehören. 

Die Ehrenbürger gehören der erſten Klaſſe an. 

Jede Klaſſe wählt ein Drittel der Stadtverordneten, ohne dabei an die 
Mitglieder der Klaſſe gebunden zu fein. Sit die Zahl der zu Wäblenden 
nicht durch drei theilbar, ſo ſind die ferneren ein oder zwei Stadtverordneten 
3 von der erſten, zweiten, dritten, erſten u. ſ. w. Klaſſe zu 
w en.“ 

Die Commiſſion beantragt folgende Faſſung: 

Het Zweck der Wahl der Stadtverordneten werden die Gemeindebürger 
nach Maßgabe der von ihnen zu entrichtenden Klaſſen⸗ und claffificirten Eins 
8 in drei Klaſſen getheilt, vorbehaltlich jedoch der Beſtimmungen 
des 24. 

Die erſte, beziehungsweiſe die zweite Klaſſe, beſteht aus denjenigen Ges 
meindebürgern, auf welche bis zum Belaufe eines Drittels, beziehungsweise 
zweier Drittel der Geſammtſteuer, die böchſten Einzelſteuerbeträge fallen. 
Die hiernach nicht in die erſte beziehungsweiſe zweite Klaſſe fallenden Ge⸗ 
meindebürger bilden die dritte Klaſſe. In die erſte beziezungsweiſe zweite 
Klaſſe gehort auch derjenige, deſſen Steuerbetrag nur theilweiſe in die erfte, 
beziehungsweiſe zweite Klaſſe fällt. Unter mehreren einen gleichen Steuer⸗ 
betrag Entrichtenden entſcheidet die alphabetiſche Namensordnung und erfor⸗ 
m 7 das Loos darüber, wer von ihnen zu der höheren Klaſſe zu 
rechnen iſt. 

Die Wahlberechtigten werden von ihrem im Stadtbezirk gewonnenen Ein⸗ 
kommen beſonders eingeſchatzt und derjenigen erforderlichen Falls durch das 
Loos zu beſtimmenden Klaſſe zugewieſen, welcher der hiernach ermittelte Steuer⸗ 
ſatz entſpricht. Das gedachte Einkommen, beziebungsweiſe die von demſelben 
zu entrichtende Klaſſen⸗ und. Einkommenſteuer bleibt in der Wohnſitzgemeinde 
außer Berechnung. 5 

Niemand kann gleichzeitig mehr als einer Klaſſe angehören. 

Die Ehrenbürger gehören der erſten Klaſſe an. 

Jede Klaſſe wählt ein Drittel der Stadwerordneten, ohne dabei an die 
Mitglieder der Klaſſe gebunden zu ſein.“ 

§ 42a lautet: Der § 26 und die ſonſtigen, auf die Klaſſeneintheilung 
der Wahlberechtigten bezüglichen Vorſchriften dieſes Geſetzes bleiben in den⸗ 
jenigen Stadtgemeinden außer Anwendung, in denen zur Zeit eine Einthei⸗ 
lung der Wahlberechtigten nach Klaſſen oder Berufsſtänden nicht stattfindet. 
In ſolchen Stadtgemeinden kann der im § 14 beſtimmte Klaſſenſteuerſtufen⸗ 
ſatz durch Ortsſtatut bis auf 12 Mark erhöht werden. 

9 770 beantragen: 

1) Abg. Virchow, den Paragraphen zu ſtreichen. 

2) Abg. Röckerath: eventuell hinter den Worten: „Statt findei” ein⸗ 
zufügen „oder das gleiche Wahlrecht durch Ortsſtatut aufgehoben wird.“ 

3) Abg. Krech, den zweiten Satz dahin zu faſſen: „In ſolchen Stadt⸗ 


11 gemeinden behält es bezüglich des für den Erwerb des Bürgerrechtes erfor⸗ 


derlichen Einkommens bei den zur Zeit geltenden Vorſchriften fein Bewen⸗ 
den. Durch Ortsſtatut kann an Stelle dieſer Vorſchriften ein Klaſſenſteuer⸗ 
2 1 bis zum Betrage von 12 Mark feſtgeſetzt werden.“ 

Zu § 26 beantragen 

1) Abg. Röckerath principaliter folgende Faſſung: „Bei der Wahl der 
Stadtverordneten haben alle Gemeindebürger gleiches Wahlrecht“; 

2) eventuell im Alinea 1 ftatt der Worte „Klaſſenſteuer lund klaſſificirten 
Einkommenſteuer“ zu ſetzen „directen Staatsſteuern“. 

Abg. Virchow: eventuell zu Abſ. 2 hinzuzufügen: „die erſte Klaſſe muß 
mindeſtens ein Zwölftel, die zweite mindeſtens zwei Zwölftel der Wahlbe⸗ 
rechtigten erfaſſen. 

Abg. Krech: Ich will nicht ex proſesso entſcheiden über den Werth der 
beiden in Rede ſtehenden Wahlſyſteme, 12 nur conſtatiren, daß Lu 
wärtig das Dreiklaſſenwahlſyſtem im größten Theile der Monarchie herrſchend 
und nach dem Urtheil der meisten Städtetage das relativ beſte iſt. Nach 
dem von der Commiſſion vorgeſchlagenen § 42a ſollen diejenigen Städte, 
welche das allgemeine Stimmrecht haben, daſſelbe behalten. Nachdem die 
Ausdehnung der Vorlage auf Hannover und Heſſen nicht beliebt iſt, kommen 
nur die Städte Frankfurt a. M., Stralſund und Greifswald in Betracht. 
Ein Jeder wird zugeben, daß es kein normaler A iſt, in einer ſo 
großen Organiſation drei kleine Enclaven zu ſchaffen. Mein Antrag be 
zweckt, im Falle der Annahme des § 42a die Cautelen, welche die Come. 
miſſion dabei ſchaffen wollte, klarer und ſicherer zum Ausdruck zu bringen. 
Hiſtoriſch ſteht es feit, daß in jenen Städten das allgemeine Wahlrecht an 
einen höheren Cenſus 1 war, in Frankfurt an ein Einkommen von 
700 Gulden, in Stralſand von 300 und in Greifswald von 250 Thalern. 
Dieſe Cautel wollte die Commiſſion aufrechterhalten, nach der jetzigen Faſſung 
aber tritt, falls man ſich nicht über ein Ortsſtatut und über die 9 
erforderlichen Cenſus einigt, der niedrigſte Steuerſatz überhaupt an die Stelle. 
ne — möglichen Müßſtande fol mein Amendement, welches ich Ihnen 
empfehle, vorbeugen. N 

Ag. Miquel Den vom Abg. Krech charakleriſirten Uebelſtand herbeis 
uführen, lag keineswegs in den Intentionen der Commiſſion, und da der 

ntrag des Vorredners in dieſer Beziehung Abhilfe gewährt, fo bitte ich, 
ihm zuzuſtimmen. Die Anträge Virchow und Röckeratd, welche bezwecken, 
daß obne Rackſicht auf einen Cenſus jedes ſteuerzahlende Mitglied einer Ger 
meinde gleich ſtimmberechtigt fein foll, entſprechen nirgends den thatſachlichen 
Verhältniſſen, welche überall den Cenſus zur Grundlage haben. Sie ſchaffen 
etwas ganz Neues. Ich bin perſönlich nicht für allgemeine gleiche geheime 
Wahl in communalen Angelegenheiten, da ich nicht e, daß man von den 
Buftänden des Reichs auf die der Communen ſchließen darf. In den Com⸗ 
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beim Reiche große politiſche Fragen zum Nustrag kommen. mache Par: 
auf aufmerkſam, daß unſere geſammten neueren Verwaltungsgeſetze ur o na⸗ 
mentlich die Kreisordnung auf den Grundlagen der Steuerverhältraſſe und 
des Cenſus beruhen, und daß nach, dem Urtheil der meiſten Stadtetage zu 
einer Reviſion der Städteordnung, keine andere Beſugniß vorlag, als die: 
ſelbe mit unſeren neuen Verroaltungs⸗ und Verwaltungs uſtizgeſetzen in 
Einklang zu bringen. Ich b’te die Frage, ob allgemeines Stimmrecht oder 
Dreiklaſſenwahlſyſtem vorzuſehen ſei, noch nicht zur defirsitiven Löſung für 
reif. Deshalb lehne ich mit) an die gegebenen thatjähl,hen Verhältniſſe an 
und lehne es ab, ein Ibweiſendes Urtheil über das Dreiklaſſenwahlſyſtem 
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bg. Schlüter; Gerade umgekehrt wie dem Abg. Miquel ſcheint es mir 
vollkommen an der Zeit, bei einer neuen Orga aiſation der Städteverwaltung 
zu allererſt den Wundſatz zu prüfen, auf welches Wahlrecht dieſe Städte: 
verfaſſung gen,ekindet werden ſoll. Abg. Miquel ſagt: es iſt jetzt nicht die 
Zeit zur tbeoretiſchen Löſung dieſer Frage; dabei überſieht er, daß die Frage 
auch eine eriinent praktiſche Bedeutung hat und von Tag zu Tag brennender 
wird. Er kret ſich auch, wenn er meint, nach unſerem Vorſchlage (Virchow) 
ſollten die Stimmenden gar keinen Cenſus haben; § 14 ſagt ausdrücklich, 
daß, wer ein Stimmrecht habe, auch Steuern zahlen ſoll. Ich will Sie mit 
theoretiſchen Gründen nicht ermüden, will auch nicht Sie zurückführen auf 
die dentwürdigen Worte, mit denen unſer Miniſterpräſident im Jahre 1867 
oder 1868 das Dreiclaſſenſyſtem nicht nur für ſtaatliche, ſondern auch für 
cemmunale Verhältniſſe verurtbeilte. Es iſt eine Ungleichmäßigkeit, wenn 
Sie die Leute, die dieſelbe Steuer zahlen, in zwei verſchiedene Abtheilungen 
ſcheiden, es iſt eine Ungleichmäßigkeit, daß derſelbe Mann, der heute mit 
ſeinem Steuerſatze in der erſten Abtheilung ſtimmt, morgen oder über ein 
Jahr in die zweite Abtheilung geworfen wird, weil mittlerweile ein paar 
reiche Leute in die Stadt gezogen ſind. Sie ſpielen dadurch das Verhältniß 
der einzelnen Bürger zu einander ganz willkürlich bin und her. In Königs⸗ 
hütte iſt die ganze erſte Abtheilung gebildet von einem fiscaliſchen, die ganze 
weite von einem Privatwerke und in der dritten Abtheilung wäblen ſämmt⸗ 
ſche Bürger. Was wollen Sie ſagen zu dem Induſtriekönig Krupp in Eſſen, 
der der Herr der ganzen Verwaltung in Eſſen wird, wenn ihm nur noch 
einige Steuern mehr auferlegt werden. Solche Zuſtände kann kein Menſch 
im Lande ignoriren, ſie ſind grelle Mißſtände, die wir nicht nur vorüber⸗ 
gebend beſeitigen müſſen. Nun iſt auf das Dreiclaſſenſyſtem als auf unſer 
altes beſtehendes Städterecht hingewieſen worden; das iſt es aber keineswegs, 
was ſchon von Stein im Jahre 1808 eingeführt worden iſt, das freie, allge⸗ 
meine und gleiche Wahlrecht, und das Dreiclaſſenſyſtem iſt aus Frankreich 
importirt worden. Der einzige Grund für die Einfübrung deſſelben iſt die 
Furcht vor den Socialdemokraten und Ultramontanen. Hat denn aber nicht 
Schleswig⸗Holſtein mit Einführung des allgemeinen Wahlrechts ſeit 1869 
gute Früchte erzielt? Und was die Ultramontanen anlangt, fo habe ich in 
dem Magiſtrat einer kleinen ſächſiſchen Stadt und in dem Provinzialausſchuß 
die Tüchligkeit dieſer Mitglieder in communalen Dingen kennen gelernt. 
Laſſen Sie uns feſthalten an dem einfachen Prinzip des gleichen und freien 
Wahlrechts, und ich bin überzeugt, Sie werden Bürgerſinn und freiheit⸗ 
liche Entwickelung der Städte und communalen Einrichtungen weit mehr 
fördern, als wenn Sie das excluſive Dreiclaſſenſyſtem beibehalten. (Beifall.) 
Abg. Kieſchke: Ich leugne, daß es jetzt an der Zeit iſt, das allgemeine 
Stimmrecht in den Städten einzuführen. Es iſt richtig, daß mit dem Drei⸗ 
klaſſen⸗Wahlſyſtem Uebelſtände verbunden find. Dieſe find aber nicht der 
Art, daß man es darum aufgeben müßte; es liegt in der Natur der Sache, 
daß die Unbemittelten ein weit geringeres Intereſſe und Verſtändniß für 
die ſlädtiſchen Augelegenheiten haben. Die Mehrzahl der Städte hat ſich, 
wie Sie wiſſen, für die Aufrechterbaltung des bisherigen Syſtems entſchieden 
ausgeſprochen. Hierzu kommt, daß die Frage des Wahlrechts definitiv erſt 
entſchieden werden wird, wenn es ſich um die Ausdehnung der Städteord⸗ 
nung auf die geſammte Monarchie bandelt. Vorläufig iſt der Wahlmodus 
nicht von ſo fundamentaler Bedeutung für die Städteordnung, daß wir ihn 
jetzt endgiltig entſcheiden müßten. | 
Abg. Röckerath: Unſer Antrag will das gleiche Wahlrecht nicht für 
Alle, aber für alle Bürger. Inſofern halten wir es für zuläſſig, daß das 
Wahlrecht an einen gewiſſen Cenſus gebunden wird. Bei einem Aufrecht⸗ 
halten des Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtems erſcheint die Furcht gerechtfertigt, daß die 
einſichtigen Bürger der dritten Klaſſen vollkommen mundtodt gemacht werden. 
Sie fürchten ſich vor den Socialdemokraten und Ultramontanen? Haben 
Sie gebört, daß die Letzteren ſchlechtere Bürger geweſen ſind, als andere? 
Die Nationalliberalen haben keinen Grund, ſich davor zu fürchten, daß einige 
Aultramontane Bürger mit der ſtädtiſchen Vermögensverwaltung betraut wer⸗ 
den; bekanntlich ſind auch ſchon nationalliberale Kaſſenverwalter durchgegangen. 
Heiterkeit. ; 5 
Sg Abg. Vindtborſt (Meppen): Bis jetzt ſcheint mir die Regierung noch 
kein beſonderes Gewicht auf die Frage des Wahlſyſtems zu legen. Sie hat 
ſich noch nicht einmal über den von der Commiſſion angenommenen § 42a 
erklärt und es üt doch eine ganz abſonderliche Art Geſetze zu herathen, wenn 
die Regierung uns nicht mit ihren Ideen befruchtet. (Heiterkeit) Für mich 
iſt es höchſt bezeichnend, daß ein eifriger Vertreter des Dreiklaſſenwahlſyſtems 
bisher nicht hervorgetreten iſt, die Mehrzahl der Redner ſich dagegen, und 
die ſich dafür erklärt, es nur ſehr verſchämt gethan haben. Sie ſagen: 
Wir möchten wohl, aber wir dürfen nicht. Die beſte Rede für die Städte⸗ 
ordnung bat bei der Generalberathung der Abgeordnete Miquel gehalten 
und Jeder wird daraus entnommen haben, wie dringend nothwendig die 
Reform der Städteordnung ſei, wie der Regierungsentwurf an den aller⸗ 
tiefſten Mängeln und Schäden litt, und heute? heute ſagt er, die Stäpte 
ordnung wäre ja an ſich nicht reformbedürftig, es ſei nur nöthig, fie in die 
neue Verwaltungsorganiſation einzureihen. Entschieden inconſeguent wäre 
es, den einen Punkt, über den wir jetzt debattiren, jetzt nicht entſcheiden zu 
wollen. Ich conſtatire, wir wollen das allgemeine Stimmrecht abſolut nur 
für alle Gemeindebürger, d. b. die, die für die Gemeinde zahlen. Die Ge⸗ 
rechtigkeit fordert, daß wir den, der zahlt, auch wählen laſſen. In der alt⸗ 
deutſchen Städteverfaſſung war dies der Fall und in Hannover ſo feſt be 
gründet, daß ich nicht glaube, daß Jemand, der unter jenen Verhältniſſen 
gelebt hat, je dagegen ſprechen wird. Herr Miquel vertraut auch darauf, 
daß die vorliegende Städteordnung ja nicht in Hannover und Schleswig⸗ 
Holſtein eingeführt werde. Das iſt aber gerade die Politik der Regierung; 
ſie weiß ſehr genau, daß ſehr erhebliche Beſtimmungen, die für die öſtlichen 
Provinzen paſſen, für die weſtlichen Provinzen nicht paſſen würden, darum 
führt fie dies Geſetz nicht nur partiell ein, um es in Zukunft auch auf die 
übrigen Theile auszudehnen. Das allgemeine Stimmrecht iſt bereits für 
den Reichstag eingeführt, und wenn da kein Cenſus beſteht, ſo wird dieſer 
etſetzt durch die allgemeine Wehrpflicht und den Einſatz der ganzen Perſön⸗ 
lichkeit und des Blutes. Ich weiß nicht, wie man ſich mit dem Dreillaſſen⸗ 
ſyſtem befreunden kann. Daß auf dem Städtetage die Bürgermeiſter dafür 
ſtimmten, macht auf mich gar keinen Eindruck, deren Reden gewinnen ſehr 
das Colorit einer oratio pro domo. 5 
Minifter Graf zu Eulenburg: Ich glaube, ich würde nicht nöthig baben, 
mich bier über das Dreiklaſſenwahlſyſtem und das allgemeine Wahlrecht aus⸗ 
zuſprechen, theils weil die Anſichten der Regierung in den Motiven zum 
Geſetzentwurf niedergelegt ſind, theils weil in der Commiſſion dieſe Frage 
weitläufig ventilirt worden iſt und endlich, weil die Regierung glaubt, daß 
die überwiegende Majorität dieſes Hauſes ſich für die Anſichten der Regie⸗ 
zung im Princip eniſcheiden wird. Da aber dee Vorredner gerade von 
dieſer Stelle aus die Anſichten der Regierung zu hören wünſchie, jo will 
ich dem gern mit ein paar Worten nachkommen! Das allgemeine gleiche 
Stimmrecht in der Commune iſt ein bisher in Deutſchland ganz unerprobtes 
Experiment; und es wird ſich eine nennenswerthe Zahl von Mitgliedern 


dieſes Hauſes wohl kaum für daſſelbe erklären. Anders aber ſteht es mit 


dem directen Wahlrecht, welches in einem Theile der preußiſchen Provinzen 
befteht und dem Klaſſenwahlſyſtem in den alten Provinzen gegenübergeſtellt 
wird, und das für dieſe und einen noch größeren Theil der Monarchie zu 
A, die Abſicht dieſer Vorlage iſt. Bei der Vertheidigung des directen 

ahlrechts hebt man immer zu wenig bervor, daß daſſelbe da, wo es jetzt 
beſteht, nur von Leuten ausgeübt wird, die gewiſſe Bedingungen erfüllt 
haben müſſen, ehe fie ihre directe Stimme geben dürfen, daß alſo z. B. in 
Hannover nur der als Bürger Reeipirte an der Communalwahl beiheiligt 
iſt, während bier immer ganz allein von den Einwohnern geſprochen iſt. 
(Widerſpruch und 8 ruf.) Nach der Steinſchen Städteordnung wurde aller: 
dings direct gewählt. Aber wer konnte damals wählen? Der Hausbeſitzer 
oder der Bürger mit einem gewiſſen Einkommen, und wenn man damals 
200 Thaler Einkommen hatte, ſo war es ſo viel wie beute mindeſtens 500 
Thaler. Wer dachte denn damals an Freizügigkeit, an die großen Fabriken 
und an Socialdemokratie? Ich will nun keinenfalls das Klaſſenwahlſyſtem 
als ein Inſtitut bezeichnen, das über jede Einwendung erbaben ſei; aber ich 

eibe dabei, es iſt als ein relativ Gutes und für die communalen Wahlen 
als das relativ Beſte anzuſehen und zwar aus dem Grunde, weil an den 
Wahlen für Communen nur derjenige Theil nehmen kann, der zu ihren 
Laſten beiträgt. Aber das allein iſt nicht der durchſchlagende Maßſtab, in 
welchem Maße Jemand an den Wablen Theil nehmen ſoll. Der Bürger 
bat noch eine andere Verpflichtung als Steuern zahlen, er bat die Pflicht, 
mit ſeiner Zeit, ſeinem Können, ſeinem Willen einzutreten. Wenn Sie ein 


Need 


Syſtem finden, wonach Sie ſolchen Leulen ein Uebergewicht bei den Wahlen 
re fo glaube ich, ſteden wir auf einem feften Boden. 

Aber das müſſen Sie doch zugeben, daß in der Dreifafienwahl mehr 
von der Mebrbeit dieſes Grundſaßes repräſentirt wird, als da, wo Jeder, 
der communale oder Staatsſteuern zahlt, mit gleichem Gewichte feine Stimme 
abgiebt. Ich glaube, daß gerade die innere Berechtigung des Dreillaſſen⸗ 
Wahlſyſtems Larin beſteht, daß es Denjenigen eine erhöhte Berechtigung er⸗ 
theilt, auf denen nach ihrer bürgerlichen Stellung weſentlich die Laſt der 
bürgerlichen Aemter ruht. Im Ganzen täuſche ich mich darin wohl nicht, 
daß die Mehrheit des Hauſes auch annehmen wird, daß das Dreiklaſſenſyſtem 
für diejenigen Landesthbeile, für die die Städteordnung beſtimmt iſt, das re⸗ 
lativ Richtigſte iſt. Nun aber hat ſich die Situation fo eigenthümlich ge⸗ 
ftaltet, weil in denjenigen Provinzen, wo die Städteordnung jetzt noch nicht 
maßgebend fein ſoll, über die Richtigkeit des Klaſſenwahlſyſtems andere An: 
ſichten herrſchen. Die Folge davon ist, daß die Abgeordneten aus Hannover, 
Schleswig⸗Holſtein und Heſſen das Syſtem nicht pure anerkennen wollen, 
denn dann, glauben ſie, bekommen ſie es auch. Aus dieſer Furcht haben ſie 
zu der ganzen Sache eine Stellung eingenommen, die nicht ſo klar und deut⸗ 
lich iſt, als ich gewünſcht hätte. Die Abſicht der Regierung, dieſes Syſtem 
auch auf alle anderen Landestheile auszudehnen, ſteht aber noch gar nicht 
feſt, das wird vielmehr Sache der Erwägung ſein in dem Augenblick, wo 
eine Umarbeitung der Städteordnung auch für jene Provinzen nothwendig 
ſein wird. Laſſen Sie ſich alſo durch ſolche Befürchtungen nicht abhalten, 
dasjenige beſtimmt zu vertreten, was Sie in den Verhältnifien unſerer 
Landestheile begründet finden. Wenn Sie das Klaſſenſyſtem für ganze 
Landestbeile als das richtige anerkennen, jo müſſen Sie das im Geſetz auch 
offen ausſprechen und dürfen nicht Hinterihüren offen laſſen, die einzelnen 
Städten geſtatten, dieſem Syſtem zu entſchlüpfen. Das jetzige Wahlſyſtem 
wirkt in Frankfurt durchaus nachtheilig; das iſt meine Erfahrung, unterſtützt 
durch einen großen Theil von intelligenten, wohlwollenden und an der Com⸗ 
munalverwaltung mit arbeitenden Leuten in Frankfurt, die nur im Augen: 
blick überſchrieen ſind. Wenn Sie Frankfurt in das Geſetz aufnehmen, ſo 
dürfen Sie es nicht von dem Dreiklaſſenwahlſyſtem ausnehmen, wenn Sie 
aber durchaus nicht den § 42 a aufgeben wollen, fo thun Sie beſſer, Fran: 
furt berauszulaſſen und die Beſtimmung über feine Verfaſſung einer ſpäteren 
Zeit vorzubehalten. Es iſt dies kein Gelüſte nach Schablone, was mich dazu 
treibt, es iſt der ganz ſpecielle Wunſch, in Frankfurt ein anderes Syſtem ein: 
geführt zu ſeben. i 

Abg. Mi quel: Die Auffaſſung des Abg. Windthorſt, daß ich einen 
andern Standpunkt in dieſer Frage einnehme, wie in der Generaldebatte, iſt 
völlig irrig. Wenn der Abg. Windthorſt die Befürchtung hegt, daß das 
Dreiklaſſenſyſtem ſpäter auch in Hannover eingeführt werden würde, fo trifft 
dieſelbe durchaus nicht zu, weil durch § 42a beitimmt wird, daß die Vor: 
ſchriften, welche das Dreiklaſſenwahlſpſtem betreffen, auf diejenigen Stadt: 
gemeinden keine Anwendung finden, in denen zur Zeit eine Eintheilung der 
Wahlberechtigten nach Klaſſen oder Berufsſtänden nicht ftattfindet. Ein 
Prineip iſt in keiner Faſſung vorbanden, weder in dem Commiſſionsvorſchlag, 
noch in irgend einem Antrag. Wenn das Dreiklaſſenwahlſyſtem nicht einge⸗ 
führt wäre und ſich praktiſch erprobt hätte, fo würde man es heute wohl 
kaum einführen, aber das ſteht doch feſt, daß von keiner Seite nachgewieſen 
iſt, die allgemeinen Intereſſen würden durch jenen Wahlmodus beeinträchtigt, 
im Gegentheil weiß ich aus Elberfeld, wo das Dreiklaſſenſyſtem eingeführt 
it, daß ſich die wohlhabenderen Klaſſen aufs Höchſte um die Stadt verdient 
gemacht und durchaus nicht ihre Sonderinierefien vertreten haben. Für mich 
iſt die hiſtoriſche Entwickelung zum großen Theil maßgebend, und außerdem 
tritt hinzu, daß ich es wegen einer mangelnden guten Steuergeſetzgebung 
noch nicht für die rechte Zeit halte. 

Abg. Virchow: Der Abg. Miquel wirft uns vor, daß unſer Antrag 
kein Princip enthalte, und ich muß allerdings zugeben, daß wir nur eine 
approximative Formel gefunden haben, daß wir zur Annäherung an das 
Princip gelangt ſind. Wenn der Abg. Miquel behauptet, daß das Drei⸗ 
klaſſenſyſtem biſtoriſche Tradition fei, jo iſt dies eben ein Irrthum, es iſt 
daſſelbe nur durch eine Reihe von Revolutionen durchgeführt worden und 
wir befinden uns mis demſelben auf communalen Gebiet ſeit einer langen 
Reihe von Jahren mitten in dem Fahrwaſſer des Experimentirens, eine Er⸗ 
ſcheinung, die ſich auch theilweiſe in der Politik unſeres leitenden Staats⸗ 
mannes zeigt. Es wäre doch wirklich einmal an der Zeit, mit der Annahme 
des Princips wieder in einen richtigen Weg einzulenken. Der Miniſter be⸗ 
zieht ſich in ſeiner Rede vor allem auf Frankfurt, aber dieſe Stadt kann 
doch allein bei der Wahl des Princips nicht maßgebend fein, beſonders wenn 
man die heterogenen Verbältnifie Frankfurts berückſichtigt. Jedenfalls wer⸗ 
den dieſelben durch das Dreiklaſſe nwahlſyſtem nicht im mindeſten gebeſſert, 
und wenn der Miniſter von feinem sic volo, sic jubeo abgeben wollte, fo 
würde er vielleicht zu einem andern und beſſern Reſultate kommen. Die 
frühere Geſetz gebung ſuchte dem conſervativen Standpunkte der älteren Ele⸗ 
mente Frankfurts Rechnung zu tragen, weil ſie von dieſem erwarten zu kön⸗ 
nu glaubte, daß fie ſich am meisten für das communale Wohl intereſſiren 
würden. 

Hiervon iſt man zurückgekommen, weil man gejeben hat, daß es noch 
viele andere Elemente giebt, welche ſich viel mehr für die Commune inter⸗ 
eſſiren und auch mehr dazu geeignet wären. Trotzdem ſucht man jetzt das 
Dreiklaſſen⸗Spſtem durchzuführen, aber man hätte doch wirklich in den letzten 
Jahrzehnten ſehen können, daß nicht einzelne Bevorzugte geeignet ſind, für 
das Wohl zu ſorgen, ſondern daß jetzt mehr oder weniger Jeder am com⸗ 
munalen Leben theilnimmt. Wenn fetzt wirklich Jemand eine bevorzugte 
Stellung erwerben will, fo mag er doch das Nöthige thun, um ſich dieſen 
Einfluß zu verſchaffen. Nun kommt man uns allerdings mit der Furcht vor 
der Socialdemokratie; aber auch der Socialdemokrat, wenn er zum wirklichen com: 
munales Leben herangezogen wird, verwandelt ſich in einen Bürger, der neben 
dem andern Bürger beiteben kann. Wenn man an das Reale kommt, jo bes 
wirkt die Arbeit und Laſt des communalen Lebens, daß ſich die Elemente aus⸗ 
gleichen, und es wird dann oft in der Praxis eine tüchtige Kraft erworben, die man 
theoretiſch verworfen hätte. Was ich alſo betone, das iſt die unwiderlegliche 
Erfahrung, daß im communalen Leben keine ausgezeichneten Kräfte exiſtiren, 
welche vorzüglich zu den communalen Arbeiten geeignet wären. In dem 
Maße, als Sie Gerechtigkeit üben und das Princip realiſiren, ſo werden Sie 
damit die fortwährenden Agitationen beſeitigen, während Sie durch das 
Dreiklaſſen⸗Syſtem das doch wahrhaflig nicht erreichen werden. Heute ift 
der Tag, wo Sie über dieſe Sache entſcheiden können; laſſen Sie die Sache 
beute gehen, ſo werden Sie auch ſpäter auf dem einmal betretenen Boden ver⸗ 
handeln müſſen, wie wir dies ja feiner Zeit bei der Kreisordnung geſehen 


haben. Daber möchte ich Sie dringend bitten, geben Sie jetzt fo weit, als S 


Sie glauben, daß eine gerechte und den ſonſtigen Verhältniſſen entſprechende 
Geſetzgebung gehen kann und geben Sie unſerem prinzipiellen Antrag Ihre 
Zustimmung (Beifall). 

Berichterſtauter Abg. Haken: Das Dreiklaſſenſyſtem beruht auf dem ein⸗ 
fachen Princip der Leiſtungen und e e 
Recht und gleichbedeutend mit dem Satz: Wer mit rathen will, muß auch 
mit thaten. Der Abg. Virchow hat allerdings beute das allgemeine gleiche 
Wahlrecht vertheidigt. Dieſe Anficht ftebt aber im Haufe völlig vereinzelt 
da. (Widerſpruch links.) Der Abg. Nöderath bat ſelbſt offen erklärt, daß 
er einem Cenſus von 12 Mk. zuſtimmen will. (Widerſpruch). Die Stadt 
Berlin hat ebenfalls einen Cenſus von 12 Mk. vorgeſchlagen. In einer uns 
neulich zugegangenen Broſchüre aus Pommern wird nachgewieſen, zu welchen 
ungeheuerlichen Abnormitäten dieſer Cenſus von 12 Mk. führt. Es werden 
dadurch nicht weniger als 72 Procent der ſteuerpflichtigen Wähler vom Wahl⸗ 
recht ausgeſchloſſen. In Berlin ſind thatſachlich 360,000 Steuerpflichtige 
[Abg. Richter (Hagen): mit den Frauenzimmern. (Große Heiterkeit.) ], aber 
nur 120,000 Wähler. Alſo zwei Drittel derjenigen, welche zu den Communal⸗ 
laſten beiſteuern, denen wird geſagt: ihr habt nicht mitzuſtimmen; ich frage 
Sie, iſt das liberal, wenn man zwei Drittel jämmtliher Steuerpflichtigen 
vom Wahlrecht ausſchließt? Sammtliche Städtetage mit Ausnahme bon 
Poſen haben ſich für die Auftechterhaltung des Dreiklaſſenſyſtems aus: 
geiproden und in Poſen ſelbſt find mebifache Widerrufe gegen die entgegen: 
tehende Auffaſſung des dortigen Städtetages erfolgt. Die Commiſſion ift 
der Meinung, daß wir der Bevölkerung nicht gewaltſamer Weiſe ein Wahi⸗ 
foltem aufdrängen dürfen, welches fie zurückweiſt. Ich kann das Haus nur 
dringend bitten, die Commiſſionsvorſchläge unter Verwerfung der entgegen⸗ 
ſtehenden Amendements Er — . 

Die Discuffion wendet ſich hiernach dem ſpeciellen Inhalt des Art. 26 zu. 

Außer den bereits mitgetheilten ſind hierzu noch folgende Amendements 


geſtellt: ; 

Von dem Abg. Wagner (Br. Stargardt): In 8 26 ſtatt der Worte 
„Klaſſen⸗ und claſſificirten Einkommenſteuer“ zu ſetzen „directen Staats⸗ 
ſteuern, jedoch mit Ausſchluß der Gewerbeſtener vom Hauſirgewerbe.“ 

Von dem Abg. Oſtendorf eine neue Faſſung des § 26, wonach die erſte 
Klaſſe mindeſtens die dreifache Zahl der von ihr zu wählenden Staotverord⸗ 
neten, die zweite Klaſſe mindeſtens die fünffache Zahl an Gemeindebürgern 
umfaſſen ſoll; ferner in all' den Fällen, wo bei der vorzunehmenden Ein⸗ 
theilung die Grenze zwiſchen zwei Klaſſen in eine Steuerſtufe hineinfällt 
ſämmtliche Gemeindebürger, welche der betreffenden Steuerſtufe angehören, 
der höheren Klaſſe zuzurechnen find. 5 1 

Von dem Abg. Miquel im 8 26, Abſatz 2, in der achten Zeile ſtatt: 
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ET. 1 f 1 g. 
‚in die örfte, bezlebüngzweiſe zweite Klaſſe fallt“, 
bejishumgmeiie zweite Drittel der Geſammtſteuer 
g. me (Br. Stargardt) hält die Beſtimmung des § 286, nach 
welcher die Bildung der Abtheilungen nach Maßgabe der don den Gemeinde⸗ 
bürgern zu entrichtenden Klaſſen⸗ und klaſſificirten Einkommenſteuer zu ers 
folgen habe, weder für eine gerechte, noch für eine ſachliche; für nicht zu 
um deshalb, weil dadurch der Kaufmann, der Gewerbetreibende, der Grund⸗ 
beſitzer, überhaupt die übergroße Anzahl der Bürger den in Bezug auf die 
Communalabgaben privilegirten Ständen (Beamten, Geiſtlichen und Elemen⸗ 
tarlebrern) 3 weſentlich in ihrem Wablrechte beetnträchtigt wurden 
und feiner Meinung nach der einzig richtige Maßſlab für die Gemeinde 
wahlen nur die Communalſteuer fein könne und dürfe, für nicht ſachlich, 
weil nach der Vorlage ja nur ein Theil der Staatsſteuern Berückſichtigung 
finden ſollen, indem der Grund-, Gebäudes und Gewerbeſteuer, diefer bedeu⸗ 
tungsvollen Steuern, gar nicht gedacht wäre, während dieſes nicht allein 
bisber der Fall war, ſondern auch für die Vertheilung der Kreis⸗ und Pro⸗ 
pinzialabgaben aufausdrücklicher Vorſchrift der Kreis⸗ und Prodinzial⸗Ordnung 
beruhe. Er ſei feſt davon überzeugt, daß die Annahme des Commiſſions⸗ 
und Regierungsvorſchlages in den Städten ſehr mißfällig aufgenommen und 
tief beklagt werden würde. olle man nun nicht die Communalſteuer zu 
Grunde legen und der Einfachheit wegen auch die Kreis⸗, Bezirks: und 
Provinzial⸗Abgaben außer Anfatz laſſen, dann möge man heniglteng nach 
ſämmtlichen directen Staatsſteuern die Bildung der Abtheilungen bewirken 
laſſen, als dann wenigſtens ein tbeilweiſer Ausgleich berbeigeführt werden 
. daher bäte er für das desfalls von ihm eingebrachte Amendement 
zu ſtimmen. 

Abg. Lasker: Die Anträge Wagener und Röckerath balte ich für eine 
weſentliche Verſchlechterung nach der Richtung des rellen wahle, 
das letztere bedeutet geradezu eine Ausſchreitung dieſes Syſtems und ſcheint 
nur nach dem Grundſatze geſtellt, wenn die Sache nicht ganz nach meinem 
Sinne gut gemacht wird, ſo möge ſie auch ganz ſchlecht gemacht werden. 
Wir alle haben den Widerſpruch der Anſchauungen über das Dreitlaſſenſpſtem 
erlebt, der ſich in den Aeußerungen des Miniſterpräſidenten v. Bismarck und 
des Miniſters des Innern kundgab. Während der erſtere es unbedingt ver⸗ 
warf, erklärte der letztere es für ein relativ gutes und ganz beſonders geeig⸗ 
netes für eommunale Wablen. Ich ſtimme der letzteren Anſicht durchaus 
zu; aber wir haben dann vor allem die Pflicht, dieſes Syſtem von den Aus⸗ 
wüchſen und Lächerlichkeiten zu befreien, die ihm anhaften und die von keiner 
Seile beſtritten werden. 805 kann daher dem § 6 in der Faſſung der Com⸗ 
miſſionsvorſchläge nur zuſtimmen mit einer Modification, die dieſe Aufgabe 
erfüllt, und eine ſolche Abänderung ſcheint mir der Antrag Virchow zu ent⸗ 
halten, wonach die erſte Klaſſe mindeſtens ein Zwölftel, die zweite ein Sechstel 
der geſammten Wähler umfaſſen muß. Dieſe Beſtimmung iſt aus der badi⸗ 
ſchen Städteordnung entnommen und ſie hat ſich dort vorzüglich bewährt. 
Sollte der Antrag Virchow zu meinem Bedauern abgelehnt werden, ſo würde 
ich event. noch für den Antrag Oſtendorf ſtimmen können, der das Virchow'ſche 
Net in ſehr abgeſchwächter Form, gleichſam in homdopathiſcher Doſis 
enthalt. 

Nachdem hierauf der Berichterſtatter die Vorſchläge der Commiſſion noch⸗ 
mals empfohlen, werden bei der Abſtimmung über § 26 zunächſt die Anträge 
Wagner (Stargardt) und Oſtendorf abgelehnt, ſodann die Amendements 
Virchow und Miquel und mit dieſer Modification der $ 26 der Commiſ⸗ 
ſionsfaſſung angenommen. Sodann wird zu § 42 a der Antrag Röcke⸗ 
rath (gleiches Wahlrecht für alle Inbaber des Wahlrechts) in namentlicher 
Abſtimmung mit 187 gegen 120 Stimmen 0 n (Abg. v. Gerlach 
enthält fi der Abſtimmung, für den Antrag ſtimmen die Fortſchrittspartei 
mit wenigen Ausnahmen, wie Petri, Mühlenbeck, das Centrum, die Polen 
und einzelne Nationalliberale, wie Kallenbach, Bertog, Wiſſelinck. Walffs⸗ 
beim u. A.) Endlich wird § 54a in unveränderter Faſſung der Commiſſions⸗ 
Vorſchläge angenommen. 

Um 4½ Uhr vertagt ſich das Haus bis Sonnabend 10 Uhr. Antrag 
Lasker, betreffend die Beſetzung des Oberverwaltungsgerichts, dritte Bera⸗ 
‚ung des Competenzgeſetzes und Fortſetzung der Berathung der Städte⸗ 

rdnung. 
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füllten; „in das erſte, 


Berlin, 26. Mai. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
General⸗Conſul des Deutſchen Reiches, Legations⸗Rath und Kammerherrn 
von Alvensleben zu Bukareſt, ſowie dem erſten Secretär Allerhöchſtihrer 
Botſchaft in Wien, Legations⸗Rath und Kammetherrn Grafen von Doͤn⸗ 
boff, den Rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife verliehen. 

Dem bisherigen ruſſiſchen Vice⸗Conſul in Kopenhagen, Relander, iſt 
Namens des Deuiſchen Reiches das Exequatur als Kaiſerlich ruſſiſcher Conſul 
in Stettin ertheilt worden. Dem Herrn Eduard Friedrich Weber iſt 
Namens des Deutſchen Reiches das Exequatur als bawaiiſcher Conſul mit 
dem Sitz in Hamburg ertheilt worden. 

Se. Majeſtät der Kaiſer hat im Namen des Deutſchen Reiches die von 
dem reformirten Conſiſtorium zu Straßburg i. E. vorgenommene Ernennung 
des Candibaten der Theologie Guſtav Wehrung in Helleringen zum Pfarrer 
in Rauweiler, Bezirk Unter⸗Elſaß, beſtätigt. 

Se. Majeſtät der König hat die Stadtrichter Frenzel, Krauſe und 
Eichholz zu Königsberg i. Pr. zu Stadtgerichtsräthen; die Stadt: und 
Kreistichter Heſekiel, Huhn und Kauffmann in Danzig zu Stadt⸗ und 
Keeisgerichtsräthen; die Kreisrichter Heinemann in Rhein, Kaczerowski 
in Pillkallen, Reichen in Stallupönen, Pilchowski in Tilſit, Schulz in. 
Stallupönen, Münchme ver in Sensburg, Krieger in Memel, Reichert 
in Bartenſtein, Kaminski in Wehlau, Lagenpuſch in Bartenſtein, 
Kalohr in Wormditt, Römer in Braunsberg, Neumann in Allenſtein, 
Willenbücher in Oſterode, Wandersleben in Königbsberg i. Pr., 
Schmidt in Soldau, Clauß in Braunsberg, Mau in Gerdauen, von 
Wreſe zu Strasburg Wütpr., Dr. Meisner, Rudies und Maske in 
Thorn, Richter in Graudenz, Krebs und Schrage in Marienburg, 
Kannenberg in Conitz, Scheda in Elbing, Tetzlaff in Marienwerder, 
Kuntze und Steinberg in Thorn, von Brochuſen in Eöslin, Kies⸗ 
ler in Dramburg, Reclam in Lauenburg i. Pomm., Leyde in Cöslin, 
Kummert in Zanow, Tiegs, Pütter und Richard in Stralſund, 
Schmidt in Greifenhagen, Jachariä in Paſewalk, Dietz und Meiſter 
in Stettin und Voigt in Jarmen zu Kreisgerichtsräthen ernannt; und der 
Wahl des Oberlehrers Friedrich Becker an der Realſchule 2. Ordnung zu 
Hanau zum Director dieſer Anſtalt die Allerhöchſte Beſtätigung ertheilt. 

An dem katholiſchen Schullehrer » Seminar zu Büren iſt der Lehrer 
chauerte zu Hamme bei Bochum als Hilfslehrer angeſtellt worden. — 
Der praktiſche Arzt Dr. ꝛc. Schneider zu Neuſtadt in Weſipr. iſt zum Kreis⸗ 
Phyſikus des Kreiſes Bütow ernannt worden. — Der Königliche Kreisbau⸗ 
meiſter Paul Grave zu Winzig iſt der Oderſtrom⸗Bauverwalkung in Breslau 
zur Hilfeleiftung überwieſen worden. — Der Königliche Kreisbaumeiſter Emil 
Fiſcher zu Naugard iſt in gleicher Amtseigenſchaft nach Winzig, Regie⸗ 
rungsbezirk Breslau, verſetzt worden. 5 

Der Gerichts⸗Aſſeſſor Schröder iſt zum Kreisrichter bei dem Kreisge⸗ 
richt in Cotibus, mit der Funktion als Gerichts⸗Commiſſar in Peitz ernannt. 
Der Kreisrichter Franz in Beuthen i. Oberſchl. iſt der Kreis gerichts⸗Depu⸗ 
tation in Mögen unter Uebertragung der Functionen des Dirigenten zu⸗ 
geordnet. — Der Kreisrichter Dobberſtein in Goſtyn it an das Kreis⸗ 
gericht in Tilſit, mit der Function als Gerichts Commiſſar in Gtaisgirren, 
verſetzt. — Die nachgeſuchte Dienſtentlaſſung mit Penſion iſt erteilt: dem 
Ober⸗Amtsrichter Hantelmann in Hanmober und dem Ober⸗Amtsrichter, 
Ctats⸗Ratd Hilmers in Altona. — Dem Kreisrichter Schneider in Nau⸗ 
gard iſt in Folge ſeiner Wahl zum Mitgliede der Landes⸗Direction in Caſſel 
die nachgeſuchte Entlaſſung ertbellt. — Der Staatsanwalt Franz in Strehlen 
iſt an die Staatsanwaltſchaft der Kreisgerichte in Ratibor und Coſel verſetzt. 
— Der Kreisgerichts⸗Rath von arſchall in Erfurt, der Kreisgerichts⸗ 
Rath Liebert in Stolp und der Kreisgerichts⸗Rath Köcher in Pleß ſind 
geſtorben. — Der Sber⸗Gerichts⸗Anwalt von Bargen in Göttingen ift zu⸗ 
gleich zum Notar für den Bezirk des dortigen Obergerichts mit Anweiſung 
ſeines Wohnſitzes in Gottingen ernannt worden. 


Berlin, 26. Mai. [Se. Majeſtät der Kalſer und König] 
wohnte am geſirigen Himmelfahrtstage dem Gottesdienſte im Dome 
bei, nahm um 12 Uhr Mittags in Gegenwart des Gouverneurs und 
des Commandanten von Berlin militäriſche Meldungen entgegen und 
empfing den Poligei-Präfidenten von Madat, den Oberſten und Flügel⸗ 
Adjutanten von Alten, Commandeur des Regiments der Gardes du 
Corps, ſowie den General der Infanterie z. D. von Etzel. 

Heute Vormittag beſichtigte Se. Majeſtät auf dem Exerclerplatze 
an der Tempelhofer Chauſſee die 3. Garde⸗Infanterle⸗Brigade, nahm 
bei der Rückkehr auf dem Belle⸗Alllance⸗Platze die daſelbſt aufgeſtellten 
allegoriſchen Marmorgruppen in Augenſchein und empfing demnächſt 
in Allerhöchſtihrem Palais den Wirklichen Geheimen Rath Grafen 
Keller. Bei einer Spazierfahrt beſuchte Se. Majeſtät das Atelier des 
Bildhauers Profeſſor Keil und nahm vor dem Diner die Vorträge 
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[IIbre Majeſtät die Katſerin⸗Königin] hat am Montag 
die Kur in Baden begonnen und am Dindtag den Beſuch Ihrer Kö: 
niglichen Hoheiten des Großherzogs und der Großherzogin von Baden 
empfangen. 0 (R.⸗Anz.) 
Berlin, 26. Mal. [England und die Conferenzen. 
— Die Parteiverhältniſſe. — Das „Centralblatt für das 
Deutſche Reich.“ — Delbrück. — Lotterie. — Elfen]; Die 
Weigerung Englands, den Vorſchlägen der Berliner Conferenz beizu⸗ 
treten, wird das Vorgehen der übrigen Mächte nicht aufhalten. Ob 
die Pforte ſich durch die Haltung Englands etwa zu einem Wider⸗ 
ſtande ermuthigt finden wird, iſt abzuwarten; jedenfalls würde England 
damit der Türkei einen ſehr ſchlechten Dienſt erwieſen haben. — Die 
Bemerkungen des „Reichs⸗Anzeigers“ über die Partei⸗Verhältniſſe haben 
in der Preſſe Aufmerkſamkeit erregt. Man muß die weitgehenden 
Folgerungen, welche an die Publicationen geknüpft werden, mit Vor⸗ 
ſicht aufnehmen. Es liegt wohl dem amtlichen Blatte vor Allem 
daran, gegenüber der wirren Parteipolemik in der Preſſe ein ruhiges 
objectives Urtheil über die Stellung der verſchiedenen Parteien zu 
ermöglichen. Auch den jüngſten Mittheilungen über die Stellung 
der Agrarier wird man eine andere Bedeutung kaum beilegen dürfen. 
Wenn übrigens in verſchiedenen Blättern über die ſogenannten Fuſtons⸗ 
verſuche und von dem Meinungsaustauſch geſprochen wird, der zwi⸗ 
ſchen Conſervativen verſchiedener Richtung betrieben werde, fo iſt aller: 
dings als thatſächlich zu conſtatiren, daß am vorigen Sonnabend eine 
vertrauliche Beſprechung zwiſchen Conſervatioen der verſchiedenen Grup: 
pirungen ſtattgefunden hat. Wie man hört, war der Zweck weſentlich 
der, ſich über die Möglichkeit eines gemeinſchaftlichen Auftretens bei 
den Wahlen zu verſtändigen. Eine eigentliche Verſchmelzung 
der verſchiedenen Gruppen zu einer Geſammtpartei ſcheint bei 
dieſer Beſprechung nicht in Ausſicht genommen zu fein. — 
Bekanntlich werden diejenigen Publikatienen der Reichsbehöͤrden, welche 
der Verkündigung durch das Reichsgeſetzblatt nicht bedürfen, auf Grund 
eines früheren Bundesrathsbeſchluſſes im „Central⸗Blatt“ für das 
Deulſche Reich“ veröffentlicht. Das preußische Staatsminiſterium hat 
ſämmtliche Landesbehörden darauf aufmerkſam gemacht, daß dieſe 
Publikationen für die Bundesregierungen, ſoweit ihre Organe bei der 
Ausführung von Beſchlüſſen des Bundes raths mitzuwirken haben, durch 
Aufnahme in das „Centralblatt“ maßgebend werden, und daß daher 
die Landesbehörden verpflichtet find, ſich von dem Inhalt des „Central⸗ 
blatts“ zu unterrichten. — Der Rückkehr des Staatsminiſters Delbrück 
nach Berlin wird morgen entgegengeſehen. Die formelle Ernennung 
des Miniſters Hofmann zum Nachfolger Delbrücks iſt auch dadurch 
verzögert worden, daß dieſer Ernennung die Entlaſſung aus dem 
heſſiſchen Staatsdienſte vorangehen mußte. Erſt in dieſer Woche ift 
die Mittheilung hier eingegangen, daß die Entlaſſung erfolgt iſt. — 
Der Münchener Kunſtgewerbe⸗Verein feiert in dieſem Jahre ſein 
Jubiläum und beabſichtigt mit dieſer Feier eine Lotterie von Kunſt⸗ 
und kunſtgewerblichen Gegenſtänden, ſowie von Geldprämien zu ver⸗ 
binden. Durch eine Allerhöchſte Ordre iſt dem Directorium der Jubi⸗ 
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im preußiſchen Staate Looſe zu vertreiben. — Der Stadt Eſſen iſt 
durch Allerhöchſte Ordre das Recht beigelegt worden, einen Vertreter 
für das Herrenhaus zu präfentiren. 

Berlin, 26. Mal. [Die diplomatiſchen Verhand⸗ 
lungen mit England.] Von einer, der deutſchen Diplomatie 
naheſtehenden Seite erhalten wir heute folgende Mittheilungen: Die 
Haltung der engliſchen Blätter in der orientaliſchen Frage gegenüber 
Deuiſchland iſt am hieſigen Hofe und in unſeren Regierungskreiſen 
ſehr bemerkt worden. Faſt alle engliſchen Blätter bemühen ſich, die 
Berliner Conferenzen als eine Farce darzuſtellen. Denn ſie nehmen 
an, daß die Beſchlüſſe ſchon vorher auf diplomatiſchem Wege unter den 
Drei⸗Kaiſermächten abgemacht worden ſeien. Die ablehnende Haltung 
Englands und die Iſoltrung deſſelben wird namentlich mit dem Hin⸗ 
weis gerechtfertigt, daß Oeſterreich und demnächſt auch Deutſchland 
ſich in demſelben Augenblicke in der gemeinſamen Action von Ruß ⸗ 
land zurückziehen werden, wo ſie den eigenlichen Hintergedanken 
der moskowiliſchen Politik erkennen werden. Diele Darſtellung 
iſt eine irrige. Das Actionsprogramm, mit welchem Füeſt Gortſchakoff 
in Berlin eintraf, ging ſo weit, daß es für Oeſterreich unannehmbar 
erſchien. Es bedurfte der vermittelnden Intervention des Deutſchen 
Reiches, unterſtützt von der Friedensliebe des Czars, um eine Eini⸗ 
gung unter den drei Mächten herzustellen. Gerade die engliſche Po: 
litik hätte daher Veranlaſſung, für das Verhalten des Fürſten Bis⸗ 
marck dankbar zu ſein. Die Folgen der Einigung der drei Mächte 
werden weſentlich von der Haltung der Inſurrection in dem türkiſchen 
Geblete abhängen. Man fürchtet jedoch, daß die Inſurgenten die 
Vorſchläge der Mächte ablehnen werden, da die Hauptforderung: Zu⸗ 
thellung von % des Bodens an die Chriſten, von der Conferenz ab: 
gelehnt worden iſt. Trifft dieſe Befürchtung zu, ſo würde eine neue 
Gruppirung der Mächte erforderlich werden. — Es wird weſentlich 
darauf ankommen, welchen Ausgang die gegenwärtig ſchwebenden Ver⸗ 
handlungen zwiſchen den drei Kaiſermächten mit England nehmen 
werden. Auch darüber erhalten wir von vertrauenswerther Hand 
Mittheilungen, die beachtenswerthe Streiflichter auf die Stellung des 
britiſchen Cabinets werfen. Man iſt hier darüber einverſtanden, ſagt 
man uns, daß die Ablehnung Englands, den Conferenzbeſchlüſſen der drei 
Kaiſermächte beizutreten, nicht die Bedeutung habe, daß ſich England den 
Schritten derſelben unfreundlich entgegenſtellen wolle. England werde 
im Gegentheil feine ganze diplomatiſche Action dahin richten, um das 
Zuſtanbdekommen der Paelfication auf Grund der von den Kalſer⸗ 
mächten zunächſt zu vereinbarenden Beſtimmungen zu ermoglichen. 
England babe das entſchiedenſte politische Intereſſe, daß die Ordnung 
der Verhältniſſe im Orient auf den Grundlagen bingeftellt werde, 
welche in der Conferenz vereinbart wurden. Ein Conflict mit Eng⸗ 
land jet dann erſt denkbar, wenn die Regelung der Verhältniſſe auf 
dieſen Grundlagen nicht erfolgen ſollte. Die Verbündeten haben ſich 
für dieſen Fall ausdräclich Schritte gegen die Türkei vorbehalten. 
Dieſer Vorbehalt ſei in der That der einzige Grund, weshalb das 
Cabinet von St. James den formellen Beitritt zu dem Programm 
der Mächte ablehnte. Es Habe ſich dadurch eventuell die Möglichkeit 
vorbehalten, etwaigen Beſchläſſen der Türkel gegenüber elne ſchützende 
Pofition einzunehmen. — Erläuternd bemerkt unſer Gewährsmann, 
dem ein Einblick in die diplomatischen Kundgebungen der „Foreign 
Office“ geflattet if, folgendes: England 
Angelegenheiten eine beſonders ſchwierige 
erſter Linie darauf ankommen müſſe, 
und für den Fall, daß die Intereſſen derſelben mit den Intereſſen 
Rußlands in Colliſton gerathen würden, auf die Sympathien des 
Muhamedanismus rechnen zu können. 

Mainz, 24. Mal. [(Biſchof v. Ketteler] 
zweier Zuwiderhandlungen gegen das die Vorbildung und Anſtellung 
der Geiſtlichen betreffende Geſez vor dem Bezirksgericht. Der erſte 
von dem Ober- Apellhofe zur Aburtheilung verwieſene Fall betraf die 
Beſetzung der Pfarrei Kaſtel durch den Mitangeklagten, Caplan Schaider, 
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det gieile Fall die Befepung der Stelle eines Decand für da 
Heppenheim. Der Biſchof beſtritt jede wiſſentliche Zuwiderhandlung 
ſuchte darzuthun, daß eine Uebertragung der Pfarrei an den Caplan 
nicht Statt gehabt habe, derſelbe nur einfach als Caplan weiter fungire. 
Hinſichtlich des zweiten Falles nahm er gleichfalls den guten Glauben 
für ſich in Anſpruch, und ſuchte die Annahme zu rechtfertigen, daß 
die Stellung eines Decans nicht als eine kirchliche Stellung im Sinne 
des Geſetzes aufzufaſſen ſei. Der Vertheidiger des Biſchofs Dr. DuMont, 
wählte den gleichen Standpunkt, wogegen die Staatsbehörde, Dr. Schön, 
die Anklage aufrecht erhielt und ſie unter ſchließlicher Hinweiſung auf 
die in Flugſchriften und Proteſten klar ausgeſprochene Stellung des 
Biſchofs gerade zu den Geſetzen, wegen deren Uebertretung er ange⸗ 
klagt ſei, begründete. Die Urtheilsfällung wurde auf den 2. Juni 
vertagt. Der Strafantrag der Staatsbehoͤrde lautet auf 400, bezw. 
weitere 750 M. Geldſtrafe oder entſprechende Gefängnißhaft gegen 
den Biſchof; gegen Caplan Schaider wurde kein Antrag geſtellt. 

München, 25. Mat. [Bezüglich des Projectes von Reichs⸗ 
Eiſenbahnen! erklärt der Bericht des Abg. v. Schlör über den 
Eiſenbahnetat es als eine unbeſtreitbare Thatſache, daß einerſeits 
die Erkenntniß der Wichtigkeit der Tariffrage und die Ueberzeugung 
von der Nothwendigkeit einer ſyſtematiſchen Regelung derſelben, anderer: 
ſeits die Unmöglichkeit, eine ſolche Regelung unter Anerkennung und 
Aufrechthaltung der Autonomie der einzelnen Eiſenbahngeſellſchaften 
auf einer rationellen Baſis herbeizuführen, den Gedanken der Reichs⸗ 
eiſenbahnen erzeugt hat. Daß die Realiſirung dieſes Gedankens weit 
über das angeſtrebte Ziel hinausſchieße, bedürfe keiner weiteren Er⸗ 
läuterung. Wohl glaubt jedoch der Referent, mit allem Nachdrucke 
hervorheben zu ſollen, daß eine für ganz Deutſchland gleichgeartete 
Tarifirung des Verkehrs eine nothwendige Conſequenz der angeftrebten 
wirthſchaftlichen Gemeinſamkeit ſei und bleibe. 

eſter reich. 

Peſt, 26. Mai. [Das Sub⸗Comite der ungariſchen 
Delegation] für das Heerweſen hat heute das Kriegs budget erledigt. 
Bei Berathung des Ordinariums wurde von Wahrmann bei 5 ver⸗ 
ſchiedenen Titeln des Etats ein Pauſchalabſtrich von zuſammen zwei 
Millionen beantragt, der durch frühere Entlaſſung der intelligenteren 
Mannſchaften und durch ſpätere Einberufung der Reecruten erzielt 
werden ſoll. Der Antrag wurde nach leb hafter Discuſſion mit 12 
gegen 8 Stimmen abgelehnt. Auch beim Extraordinarium wurden 
Abſtriche vorgenommen, der Geſammtbetrag derſelben ſtellt ſich auf 
1,743,925 Fl. 


Provinzial-Zeitung. 


Breslau, 27. Mai. [Angekommen.] S. Durchlaucht Prinz Biron 
v. Curlanp, Oberſt, Schenk und freier Standesherr a. W 
rmdbl.) 


O Hirſchberg, 26. Mai. [Zur Reichtagswahl.] Herr v. Bunſen, 
welcher nach Zuſammenſtellung der eingegangenen Privatnachrichten im Gan⸗ 
zen 6094 Stimmen erhielt, während 1862 Stimmen dem Gegencandidaten, 
ern v. Küſter⸗Lomnitz, zufielen, grichtet „an die Wähler des Wahlkreiſes 
Hirſchberg⸗Schönau“ folgenden Brief: ; 

„Berlin, 23. Mai (Abends) 1876. In dieſem Augenblick, da die Wahl: 
urnen ihr Gebeimniß noch nicht kundgelhan haben, drängt es mich, Ihnen 
einen Gruß zuzuſenden, welchen Sie, je nach dem Ergebniß der Zählung, 
entweder als Eintritts⸗ oder als Scheidegruß freundlichſt an⸗ und aus: 
klingen laſſen mögen. Die neue Partei der Agrarier, oder richtiger der 
neue Name einer ſehr alten Partei, hat am heutigen Tage die erſte Probe 
beſtehen ſollen. Mit gutem Bedacht iſt zu dieſer vorbildlichen Probe Ihr 
Wahlkreis auserſehen worden. Wie aber dieſelbe auch ausfallen möge, 
Eines wird den Herren Agrariern deutlich geworden ſein: daß ſie keine 
ihnen günſtige Stimme dem ſaft⸗ und kraftloſen Programm ihrer Partei, 
ſondern lediglich ihrem perſönlichen Einfluß zu verdanken haben. Mit: 
glieder geachteter, alt eingeſeſſener Familien werden ja inmitten einer vor⸗ 
wiegend aderbauenden Bevölkerung, namentlich bei allgemeinem Wahl 

recht, auf zahlreiche Stimmen rechnen dürfen. Ich will es aber nicht 
billigen, daß eine Parteiverſammlung vom Landrath des einen Kreiſes 
geleitet und vom Landrath des anderen Kreiſes der Parteicand idat vor⸗ 
geſchlagen wurde. Verwaltungsbeamte ſollten meines Erachtens, zumal 
wo es ſich um einen Kampf wider die Pelitik der Regierung handelt, eine 
ewiſſe Zurückhaltung beobachten. Daß aber die Politik der Reichs⸗ und 

taatsregierung zunächſt die wirthſchaftliche, den Angriffspunkt und die 
Aus merzung der Träger derſelben den Zweck der Organiſation bildet, bat 
noch Niemand ernſtlich in Abrede geſtellt. Ebenſowenig wird einer die ges 
beime Hoffnung verleugnen wollen, daß mit Erreichung dieſes Zwecks ein 
überallhin fühlbarer Umſchwung eingeleitet ſein würde. Beſtritten iſt nur 
die eine Frage: ob dem Leiter unſerer Reichs⸗ und Staatsregierung 
die Abſicht unterlegt werden darf, die wirthſchaftlichen Grundſätze feiner bis⸗ 
berigen Verwaltung aufzugeben und durch ſeinen ungeheuern Einfluß ſich 
eine alt⸗conſervative (j. g. agrariſche) Mehrheit im Reichs⸗ und Landtage 
gegenüberzuſtellen? Der allezeit ſchlagfertige weſtphäliſche Abgeordnete 
Freiherr d. Schorle mer hat kürzlich dieſe Frage durch eine Warnung an 
ung Liberale beantwortet, „ob wir denn nicht bereits den eiſenbeſchlagenen 
Tritt der Agrarier eee er vernähmen, an ihrer Spitze den Fürften 
Bismarck als Tambour⸗Major?“ Nicht wenige Kundgebungen der 
Agrarier⸗Partei laſſen die Zuverſicht durchblicken, daß der Herr Reichs⸗ 
kanzler, der Bundesgenoſſenſchaft der Liberalen überdrüſſig und längit 
wieder der Alte, ſeine früheren Genoſſen neuerdings zum Siege führen 
werde Und von allen Seiten wird bierfür auf die maulwurfartige Ge⸗ 
ſchäftigkeit hingewieſen, welche der Mephiſtopheles (Geh.⸗Ralh Wagener) 
unſeres großen Zeitgenoſſen an den Tag legt. Geſtatten Sie mir, über 
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leich kritiſche Frage eine kurze Erwägung anzuknüpfen. Beide, die 
kacht und der Nachruhm, beruhen auf dem Gedeihen der Reichs⸗Schöpfung, 
die wir Sr. Majeſtat dem Kaiſer, und ſodann an erſter Stelle dem 
Fürften Bismarck verdanken. Ihm iſt eine Agrarier⸗Mehrheit nichts 
bekanntes; denn in einem der drei zu Berlin tagenden Parla⸗ 
mentskörper bat fie ihn und das Land jo lange beunruhigt, bis ihr 
ein Pairs⸗Schub den Garaus gemacht. Soll nun jetzt der Süden 
Deulſchlands ohne Unt erſchied der Parteien wider das im Reichstage ver⸗ 
tretene Deulſche Reich, ſoll der ganze Weſten (wiederum ohne Unterſchied 
der Parteien) wider das im Abgeordnetenhauſe vertretene Preußen von 
vernichtendem Mißtrauen erfüllt werden durch die Bildung einer den „feu⸗ 
dalen“ Kreiſen der Oſtprovinzen entnommenen Mehrheit? Soll die Macht, 
die jetzt den Frieden Europas erhält, mitten entzwei brechen? Kann ein 
Patrirt ſolche Folgen berbeiwünſchen? Iſt es denkbar, daß der Reichs⸗ 
kanzler fie nicht klar erkennen, daß er ie durch ſeine Maßregeln beranlocken 
ſollte? — Ich glaube: nein! Und eben ſo wenig wird er die Continui⸗ 
tät der Verſöhnung unterbrechen wollen, die ſeit der denkwürdigen In⸗ 
demnitätsvorlage vom Auguſt 1866 bis beut alle Wunden geheilt, neue 
Kräfte geweckt, aus allen geiſtig gehobenen Elementen im Vaterlande eine 
einheitliche Vollsgemeinde geſchaffen bat. Dieſe Verſöhnung ſollte neuem 
Klaſſenbader, dem Kampfe zwiſchen Arm und Reich oder gar einer friihen 
rap weichen?! Die Verföhnung iſt ein Königswort. Mit Gottes 
ilfe ward ſie ein Kaiſerwort. „Am Kaiſerwort ſoll man nicht drehn noch 
deuteln.“ Es lebe der Kaiſer! Georg von Bunſen.“ 


t. Landeshut, 26. Mai. [Brandſchaden durch Unvorſichtigkeit. 
emeinde in 


Kirche noch mit Schindeln gedeckt iſt. Am Feierabend des 24. hatte nämlich 
ein Klemptnergeſelle, welcher mit der Reparatur des Daches beſchäftigt war, 
die — 5 5 noch glühenden Holzkohlen leichtſiunigerweiſe auf den Boden 
hurmes aufgeihüttet und ſich dann entfernt. Während der Nacht be- 

öden hindurchzubrennen und die Balken des 
lockenſtuhls anzuſengen, ohne daß Jemand etwas gewahr wurde. 
Nur dem glücklichen Umſtande, daß der Thurm feſt derſchloſſen war 
und deshalb Zugluft das Feuer nicht zur hellen Lobe 
iſt es zu verdanken, daß das Feuer nicht raſch um ſich greifen 


konnte. Als in der neunten Morgenſtunde zum Gottesdienſte 
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gegen die Geſetze ſowie auch jede Abſicht zu deren Umgehung und 
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tellung ein, da es ihm in fonnte am Himmelfahrtstage det Thurm und die Kirche der eb. i 
wegen feiner aſtatiſchen Politik Ober⸗Haſelbach ein Raub der Flammen werden, beſonders da das Dach der 
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und 1 5 mit vereinten Kräften bas Jeuer noch unterdrücke 
gen age 
zug unter Muſik nach dem Mummelbruch zu deranſtallen 

waren bereits die Theilnehmer und zahlreiches Pablilum auf dem 
Bor angelangt, als der Himmel feine Schleußen öffnete und dadurch 
das Feſt ſtörte. Dies hielt jedoch die muthige Schaar der Theiln⸗ mer nicht 
ab, unter Regen und Schirmen eine lange Polonaiſe aufzuführen und ſich 
dann zur Fortſetzung des Feſtes mit triefenden Toiletten nach dem „Kron⸗ 
prinz“ zu berbuften, dem enttäuſchten Publikum neben dem Aerger der ver⸗ 
dorbenen Garderobe noch das leere Nachſeben laſſend. 


Handel, Induſtrie ze. f 


Berlin, 26. Mai. Der heutige Börſenverkehr trug bei ziemlich ſtillem 
Geſchäft einen wechſelnden Charakter. Das Coursniveau zeigte ſich gegen 
Mittwoch wenig verändert, auch beſchränkten ſich die Transactionen zumeiſt 
lediglich auf die Ultimoliquidation. Die Schwankungen im Geſchäft waren 
übrigens zumeiſt die Folge von ſich widerſprechenden Depeſchen aus dem 
Orient betreffs der Waffenſtillſtandsfrage. Auf einzelne Papiere drückten 
beſtimmte Momente; jo auf Lüttich⸗Limburger das ablehnende Verhalten 
der belgiſchen Kammer gegenüber dem beabſichtigten Ankauf der Bahn; die 
Actien wichen um ca. 10 pCt. Ebenſo wurden die Aeußerungen des Hans 
deſsminiſters (am Mittwoch in der Kammer), wonach ihm unbekannt, daß 
die Magdeburg⸗Halberſtädter Bahn 6 pCt. Dividende zu bertbeilen gedenke, 
dazu ausgenützt, den gehobenen Cours wieder um ein Paar Procente zu 
drücken. In der Liquidation ſelbſt machte ſich wenigſtens kein Ueberfluß 
an Stücken bemerkbar, einzelne Papiere, wie Darmitädter fehlten, es ftellte 
ſich für fie ein Deport von 4% beraus, ſonſt fixirten ſich die Deports 
wie folgt: Credit 2— 2.30, Lombarden 1,10 —1,15, Zei 2—2,40 
Mack, Reichsbank 4 — 7, Disconto Commandit %, Dortmunder Union 
—, Laurahütte % dis 7, Köln⸗Mindener 4 bis %, Rheiniſche 26 oo, 
Bergiſche bis Yıo, 60er Looſe % bis 7, Papier⸗ und Silber⸗ 
Rente 0,45, Italiener und Türken 0,40 bis 0,45 pCt. Das von der Liqui⸗ 
dation unabhängige Geſchäft in den internationalen Speculationseffecten blieb 
unbedeutend und haben die Notirungen nur geringfügige Schwankungen auf⸗ 
zuweiſen. Oeſterr. Nebenbahnen blieben faſt ganz geihäftslos. Galizier 
wiederum niedriger. Die locslen Speculationseffecten fanden wenig Beach⸗ 
tung. Disconto⸗Commandit 110,75, ultimo 110 109 4 — 110%, Dortm. 
Union 6%, Laurahütte 58,80, ult. 58½ — 4 . Auf dem Gebiete für 
auswärtige Staatsanleihen zeigte ſich eher die Verkaufluſt vorherrſchend. Das 
ſelbſtſtändige Geſchäft blieb zwar ſehr gering, vermochte aber doch das ſich zei⸗ 
gende 
Einbußen erlitten. Gegen den Schluß der Börſe beſſerte ſich die Haltung, 1755 
daß der Verkehr größeres Leben entwickelte. Sebr matt waren beſonders ruſſiſche 
Werthe und namentlich ließen von dieſen 4 procentige ruſſiſche Anleihe 
und Prämien⸗Anleihe nach. Preußiſche und andere deutſche Staatspapiere 
ſehr ſtill. Von einheimiſchen Eiſenbabhnprioritäten waren 4 / procentige gut 
zu laſſen. Potsdamer F., Freiburger, Magdeburg⸗Halberſtädter bebors 
ugt. Oeſterreichiſche Prioritäten behauptet. Chemnitz Komotauer ſehr 
ſeſt Ruſſiſche Prioritäten in ſchwacher Haltung und ſehr ſtill. — 
Auf dem Eiſenbahn⸗ Actienmarlte ſetzten die Rheiniſch⸗ Weſtfaäli⸗ 
ſchen Bahnen ſchwach ein, beſſerten aber darauf die Stimmung nicht unbe⸗ 
deutend, jo daß fie ſehr feſt ſchließen. Andere Bahnen blieben ſchwach, Pots⸗ 
damer waren matter. Von leichten Bahnen zeichneten ſich Hannover⸗Alten⸗ 
bekener durch Feſtigkeit aus, Berlin⸗Dresdener, Lüttich⸗Limburger, Nabebahn, 
Tamines⸗Landen und Weimar⸗Gera baben einigen Verkehr aufzuweiſen. 
Bankactien behaupteten ſich in ziemlich lebhaftem Verkehr. Deutſche ziemlich 
lebhaft, Weſtfäliſche B. ſteigend, Berliner Caſſenverein beſſer, Centralbank für 
zu lebhaft und höher, Sächſiſche Bank anziehend, Berliner Handels⸗ 

eſellſchaft in guter Frage, Hannoverſche B. und Ritterſchaftliche B. lebhaft, 
Spritb. Wrede rege, Mecklenb. Hypoth. u. Hübner Hypoth. beliebt, Preuß. Boden⸗ 
credit niedriger, Centralbank für Bauten matter, Wiener Union nachlaſſend, 
Induſtriepapiere ruhig, nur in Actien von Bauvereinen gewann das Geſchäft 
größere Regſamkeit. Bauverein Königsſtadt lebhaft, bei boͤherem Courſe 
ebenſo auch Deutſcher Eiſenbahnbedarf und Pleßner, Lindenbauverein ſehr 
belebt, große Pferdeb. ſchwach.] Aachen⸗Höngen feſt, Bonifacius und 
Courl höher, Donnersmarck und Centrum beſſer, Gelſenkirchen niedriger, Har⸗ 
pener matt. — Um 2% Ubr: Schwach. Credit 222%, Lombarden 126, 
Franzoſen 432%, Reichsbank 153%, Discont.:Comm. 110, Dortm. Union 
6%, Laurahüttie 58 ½, Köln⸗Mind. 101%, Rhein. 117, Berg. 84, Rum. 19%. 


Berlin, 24. Mai. Verſicherungs⸗Geſellſchaften. 
(Der Cours verſteht ſich in Mk. pr. Stück franco Zinſen.) 


N. — 


A 2 
S S 5 
3 oints 
Name der Geſellſchaft. & 2 e = Cours. 
5 5 8 
> aa 1 
Aachen⸗Münchener Feuer⸗Verſ.⸗G. 56 | 65 1000 N 120%| 7610 G. 
Aagener Rüdverih.-Gef. i.. 42% 45 400 „ | „ 1700 G. 
Berl. Land: u. Waſſertransp.⸗V.⸗G. 25 — 500 „ | „ | 795 be 
Berl. Feuer⸗Verſich.⸗Anſtalt 2274| 30 | 1000 „ | „ | 1750 
Berl. Hagel⸗Aſſecuranz⸗ Gew. 58 |16%j 1000 „ „ 550 B 
Berl. Lebens⸗Verſich.⸗ Gem.. 24 124% 1000 „ „2020 G 
Colonia, e zu Köln | 55 | 55 1000 „ „ | 6100 & 
Concordia, Lebens-B.:G. zu Köln 16 | 16 | 1000 „ | „ | 2000 B. 
Dance Faun ee zu Berlin 5 8 1000 „ | „ | 735 G. 
Deutſche Transport⸗Verſich.⸗Geſ. 5 12% 1000 „ „900 bz. G 
Dresdener allg. Transport⸗V.⸗Geſ. 35 50 1000 „ [10 1100 B. 
Duüſſeldorfer allg. Transport⸗V.⸗G. 14 | — 1000 „ „890 G. 
Elberfelder Feuer⸗Verſich.⸗Geſ. . 37, 37%) 1000 „ 20 3600 G. 
n un V.⸗Act.⸗G. zu Berlin] 6 — 1000 „ „ 00 B. 
ermania, Lebens⸗V.⸗G. zu Stettin 12 10 500 „ | „ 475 B. 
Gladbacher Feuer⸗Verſich.⸗Geſ... | 10 13% 1000 „ 1400 G 
luise Hagel⸗Verſich.⸗Geſ ... . 15 3% 500 „ „ 270 B 
Kölniſche Rückverſich.⸗ Ge... 10 — 500 „ „ — — 
Leipziger Feuer⸗Verſich.⸗Geſ .... 96 | — | 1000 „ „ 7000 G. 
Magdeburger Allg. Verſich.⸗Geſ. 4 — 100 , voll] 300 G 
Magdeburger and ee 31 30% 1000 „ 208 2342. G 
Magdeburger Hagel⸗Verſich.⸗Geſ. 0 — 50, „ 175 8 f 
Magdeburger Lebens⸗Verſich⸗Geſ. 6 | 9 500 „ | „| 298 
Magdeburger ve ya „ [114 111%] 100 „ voll] 500 G 
„Nationale“ Lebens⸗Verſich.⸗Geſ. 
zu Berlin (6% Oblig. ) 616 200 „ „ 100 G. 
Mecklenb. Leb.⸗Verſich.⸗ u. Sparbank!( 7 7 200 „ „ — — 
Niederrh. Güter⸗Aſſec.⸗G. zu Wefel | 50 — 500 „ 10] 730 G 
Nordſtern, Lebens⸗V.⸗G. zu Berlin | 74 8 1000 „ 20 756 G 
ee : e 5 13 | 13 500 „ | „ | 3008 
reuß. Lebens⸗Verſich.⸗Ge i. 841 — 500 „ „ 258 G 
Fe . National⸗V.⸗G. zu Stettin | 19 | 18 | 400 „ 125%] 770 G 
rovidentia, V.⸗G. zu Frankf. a. M. 12 117%] 1000 Fl. 10 540 bi. 
Rbeiniſ Beh r Lloyv .. | 16 | 18°] 1000 „1406 
Aheiniſch⸗Weſtfäl. Rückverſich.⸗Geſ. 12 | 14 500 „ 180 G. 
Sächſiſche Rü, ſich.⸗Geſ .. 40 50 500 „ 210 B 
Schleſiſche Feuer⸗Verſich.⸗Geſ... | 17 | 20 1000 u. 30020 — — 
Thuringia, Verſich.⸗G. zu Erfurt 0 5 1000 „ | „ | 1165 B 
Union, allg. deutſche Hagel⸗Verſich.⸗ . 
Gef. in Weimar 5 6 800 % MAR I m 
„Victoria zu Berlin“ Allgem. Verſ.⸗ 
ien Ge. 2325 1000 „ |„ 1700 G. 
Berlin, 24. Mai. [Markt⸗Bericht über Bergwerks⸗Producte 
und Metalle von Leopold Hadra.] In abgelaufener Woche ver⸗ 


blieb das Roheiſen⸗ und Metall⸗Geſchäft in rubiger Stimmung. Preiſe 
baben weder von Metallen noch von Eiſen eine namenswerthe Veränderun 
erfahren. Umſätze bleiben mäßig. — Kupfer ruhig. In England Chili 7 
d. bis 80 Pfd. Wallaro 85 Pfd. Urmeneta 86 Pfd. Engliſches 83—84 
. St. Hieſiger Preis für engliſche Marken Mark 88-91 pr. 50 Klgr. 
Mansfelder Raffinade Mk. 90 pr. 50 Kilogr. Caſſa ab Hütte. Detailpreiſe 
3—4 Mk. höher. Bruchkupfer. % nach Qualität Mk. 73—79 pr. 50 Klgr. loco. 
— Zinn feſt. Banca in Holland 48% fl. Hier Bancazinn Mark 91—93. 
in England 75 Pfd. St. 10 Sb. Hier Prima Lammzinn je nach Qualität 
Mark 84—86 pr. 50 Kilogramm. Secunda fehlt. Im Einzelverkauf ver⸗ 
lmißmäßig boͤhere Preiſe. Bruchzinn Mark 70 pr. 50 Ki 
ink ſtill. In Breslau H. bon Gieſches Erben Mark 24,10 bis 
24,40, geringere Marken Mark 23,75—24 pr. 50 Kilogramm. In London 


Mk. 25,00 —20,00 pr. 50 Kilogramm. Im Detail verhältnißmäßig hoher. 
Bruchzink Mark 16,00 — 17,00 loco pr. 50 Kilogramm. — led 


EEE ; 5 e 
Glocke geläutet werben Sollte, wurde man den ſtarken Rauch 25 
beabſichtigte der Handwerkerberein ein Feſt mit Luz a 


Deckungsbedürfniß ſoweit zu paralyliren, daß ſämmtliche Notirungen _ 


traits- 
logramm. — 


Hier am Platze erſtere Mark 25,50 — 26,50, letztere 1 
i set-. 
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Breslau, 27. Mai. [Waſſerſtand.] OP. 4 M. 94 Cm. UP. — M. 60 Em. 
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25 Se N Sachen 28—24 anden 1 Rt. at Zelegr-Burenn) kai 

ehe er un a * ain u. „Mk. 8 r ” 

26,00—27. St. Andres Ml. —. Detailpreife verhältnißmäßig höher. Bruch; Weoheel- Wien, 26. Mat. Die „Preſſe“ meldet: der Kriegeminiſter kün⸗ 
blei Mt. 19 19,50 pr. 50 Kilogramm. — Robeiſen. Der Nobeiienmarkt | grass 9 T 18 118425 bs digt demnächſt den Vertrag mit dem derzeiti eres er, 
2 U. ae ef = ea — is A . 5 . e Ak Sb. een 1 ve. J K. 1336 be Kuchen ata!“ t e a Conſortium. Es ſind Vethandlungen eingeleitet * — 
a. a 5 eſige Lagerpreiſe für gute und beſte ottiſche > "st. 1 Berg- Märkische. .| 3 5 . en 
Marten M. 4, 70 pr. 50 a Oha Roheiſen M. 3,40—3,70 p. 80 *etorsburg1008R.13 K. 0% 286 ba Berta ank! 3% |8 f f“ Brünner Haufe, welches früher an der Heerezausrüſtung betbeiligt an 
Algr. Dberichl. Coals⸗Nabeiſen Mt. 3,00-—3,30 pr. 50 fig. GiefereisRopeifen| J er l l. 1.0 80 vu erte eee. , 10 4 Las ma” mit Ausſchluß öffentlicher Concurrenz. — Für die Krakau⸗Oderberger 
8 2 pi — f dae e . e 2 Aush Ran 1 7 dr Berlin- Hamburg. 12 10 ‘ 138 826 Generalverſammlung ſind 24,000 Actien deponirt wopon der See 

9.10 8, eſordert, eiße * a _ „ u „ Pi 
Sobeifen Mart 3,60--400 pr. 50 Rilogramm ab Hütte. Bruc-Ciien.| Feuer und Geld-Geuran. bert Sade i,: 8 Isle me fition 7000 gehören. Die Regierung deponirte 1000 Actien. 

87 nach Qual. mit M. 4,00 —4,35 pr. 50 Kilogr. — Stabeiſen. Gewalztes M. 4, 4e 44110460 ba öh. Wostbaha.] 1 f | 1860 55 Peſt, 26. Mai. In der Nachmittagsſizung des Budgetausſchuſſes 
‚75—7,00 pr. 50 Kilogr. ab Werk. Geſchmiedetes Mark —, —, pr. san Schaldschalns., 3 840 bs Pe K. | 6% ja 2825 ben der öſterreichiſchen Delegation erklärt ſich Sectlonschef Benedek i 
Kilogr. ab Werk. — iedeeiſerne Träger Mk. 11,0016 loco pr. 50 "räm-Anteihe v. 1888134131 ba r N F 6 fle den Namen der Regierung gegen bi 50 
Kllogr. je nach Dimenſion. — Eiſenbahnſchienen. Zu Bauziveden nach bez | naeh. Ok. 4510.90 ba e e Fe een [ a * . e Anträge Sturms. Die Regierung 
fimmien Dimenfionen geſchlagene Mt. 5,50 —600, zum Verwalzen Ml. 4,00| Ganda ::. 4 ge na [eee % [0 6 be batte auch einen Compronaß, welcher auf eine Gompenfation des Ab⸗ 
bis 4,25 je nach Lage des Ablieferungsortes. — Koblen und Coats. Engliſche J }Posensche neue.. 4% © B nn ſtriches mit der Mannſchaftskoſt binauslaufe, für unzuläffig. Die Re⸗ 
Ruß: und Schmiedekohlen nach Qualität werden bier bis Mk. 80, Coats Mk. ur u. Nouzük. = Hanzoreräitane. 1.8. | -—--14 13090 be gierung könne nur verſprechen, moͤglichſt zu ſparen und etwa einzelne 
ER eg Si yore A N Air File 4 Poeten. Bee : | 6 jenem | Beurlaubungen oder ſpätere Ginberufungen nach Zuläffigteit der Um. 

. 4,001, . . ter. 5 JPosansche. „x... 4 #7B Laws Bexb 9 9 477 2 ſtände in Betracht teben M wollen. B 5 
3 (Preussische. .... 4 96 90 5 a da 3 3 ei der Abſtimmung wurde 
Telegraphiſche Courſe und Boörſennachrichten. Je u. wee | 96.30 be eee ee? . f | 8110 Antrag Sturmes (auf einen Geſammtabſſrt 525 262,000 fl I 
(Aus Wolffs Telear⸗Bureau.) n 10 be deb Leiter J | 14 ja bags den Titeln 7, 22 und 28 und einen Zuſchuß 1.075.000 7 er 
Frankfurt a. M., 26. Mai, Nachm. 2 Uhr. 30 Min. N Zudische PrämAnı. 14 11690 b a, Aiemja [4 1 | 969052 1 a l. zur 
San beger Meifel 252, 60, Barller Wetzel BL 02, Miene Webel 188, 00 Se e e den det : . 6 | Er” 5 Mannſchaſtskof) mit 11 gegen 9 Stimmen ange: 
Bobmische Meitbahn 151%, Glifabethbabn 11974, Gelnier 160% , Fran- Ben ne a Te a 
ien*) 216%, Lombarden“) 63%, Nordwe 107, Silberrente 57Y,,| Sagt. 40 Thaler-Loose 265,80 bz RE 70 1. b* rag, 26. Mal. Franz Palackt iſt heute Nachmittags geſtorben. 
apierrente 54%, Ruf) Bodencredit 86%, Ruſſen 1872 —, Ruſſ. Ans . Ost, Nordwosth 5. |5° 5 ne aris, 26. Mat. Der frühere Finanz⸗Inſpector Bligniöres iſt 
Ui 3, Ananas de 188 016, 1er Be O4, ish | Biber ( [hmm 7. aeileiontife er 
03%, Vrüffeler Bank —, —, Berliner Bankverein 82%, Ducaten 95 bs Fremd. Bikn, 9983 ba neichenborg-Pa 44282 . 
e re we ER SER 1 a Tor Kopenhagen, 26. Mal. In dem Befinden des Königs von 
78%, Hahn ſche Effectenbank —, Reichsbank 1537, Continental —, —, | Superiale — vpn re e eee Griechenland iſt nach dem heutigen Bulletin gute Beſſerung eingetreten. 
n 975 Den DR * = aß W. ee Bümän. e 4 — f | 1940 * 8 e 26. Mal. Von Seiten der Regierung wird in 
0 ' Da 4, Central⸗Paciſic 92%, Türken —, H kos-Gertihoate weis Westba — . ese bs Folge in Moſtar eingezogener Erkundigungen in Abrede 
Ung. Oſtb.⸗Obl. II. 55%. Deutſche Vereinsbank —. i ien — N m . Stargard -Posoner| 4% | 4% 7 leds ba 8 gung geſtellt, daß 
Anfangs matt, S laß gemisch fel. Pardubitzer Actien —. 1 5 m ee A 1 daſelbſt eine Bedrohung oder Verletzung des deutſchen Conſuls vor⸗ 
Nach Schluß der Börſe: Schwach auf Pariſer Courſe. Credit⸗Actien 0 . |6, 1100,29 bs gekommen fei. Die hierauf bezüglichen Zeltungsnachrichten entbehren 
11076, Franzosen 215%, Lomdarden 63%, 1860er Looſe —, Elifabethbahn "ao a N ne demgemäß ber Begründung. 
tal 3 1 Galizier —, Ungar. Staatslooſe —, —. Zündbr, Omst-Bod.Cr 1110025 6 Eisenbahn-Stamm-Prierltäts-Aotlan. Konſtantinopel, 26. Mal. Wie verſichert wird, gedenkt die 
70 Per medio a. ge ER 11618 101,90 85 1 b d. Regierung an die Bulgaren eine Proclamation zu richten, um ſie zum 
Fe „ 26. Mai, Nachmittags. [Schluß⸗Ceurſe.] Hamburger 205 4 Fr na- 1 Bresiau-Warschaul 0 7 6 86 bz Gehorſam zurückzuführen. 
St.⸗Pr.⸗A. 114%, Silberrente 58,  Sreditactien 110%, Nordweſtbahn —, | . U. Em. do. 5 1038,80 br Halle-Sorau-Gub o |o 15 | 2490 os Smyrna, 26. Mai. Das engliſche Geſchwader iſt nach Beſikabay 
1860er Loose 97%, Framzoſen 538, Lombarden 158%, Italten. Rente 71, Susi zuin. ae IT d. Center Falken „ „ „ % abgegangen. 
Vereinsbank 117%, Laurahütte —, Commerzbank 87%, do. II. Emiſſio d. Plandbr. 5 050 b [Märkisch-Posenor 9, | 3% 2, 13 bz 
—, —, Provinzial⸗Disconto —, Norddeutſche 127, Anglo deutſche 92 ?omm, Hyp.-Briefe . 5 105 G Magdeb.-Halberst, | 3% | 3 3% 66 bz b 
Internationale Bank 85% , Amerikaner de 1885 96% a Hund A i 08 b. fo, ene en Berlin, 26. Mai. [Productenbericht] Unſer Markt war beute 
ini 5; 4 indener St.⸗A.] ach. Präm.-Pf. . Em. 9 4.20 ba tpr, Südbahn..| % |5 6,10 50 d d t ſich 
101, Abeiniſche Eiſenbabm do. 117, Bergiſch⸗Märkiſche do. 84, Disconto do. do. I. Ee 107 2 b Rechte. Conrad: 3% | 64 8 508 wieder ſebr animirt und ſcheint ſich in der Hauſſe⸗Bewegung nach gerade 
Wee we kee e ee e leer Liner tk bes de el, Bae de 
echſelnotirungen: London lang 20, 38 Br., 20, 32 Gld. Der er 4 ö 17 a „ ! eihräntte Angebot dem 
20, 4 n 20. 2h Gd Auſterbam 168, 19 Br, 167, 25 Ol. Wen 17, Jet Fibre ee n 8e . ed: [24 |5 . aa Berlede c, N 
2 Br., x 00 Glo., Paris 80, 70 Br., 80, 10 Gld., Petersburger Wechſel 2 a 18 pläbr 5” = = BR et 1 Bebe 8 58 RER W 1 — gefordert, 
00 Br., 262, 00 Gld. rid. d. Ost. Bd.-Cr.- Ge. ? gelber — ahn bez., pr. April-Mai — M. bez., pr. Mal⸗Juni u. pr. N 
1 26. Mal, Nachm. [OetreidemarttJ MWeiren loco höher, auf e le B Bank-Paplers. Juli 216—218—217 M. . pr. Juli⸗Auguſt 218—221%— 220 1 
Termine animirt. Roggen loco feſt, auf Termine animirt. Weizen pr. Mal 226 | ad. Bod-Cred.- J ab. 2 |1e1.75 6 Allg Deut Hand-. 5 0 44 ir Ang, Septeniber — BI 1 5 Jr. Heede eee ee 
Br., 224 Gd., pr. Juli⸗Auguſt pr. 1000 Kilo 220 Br., 219 Gd. Roggen de. do, Une 50 98 bz AngloDoutschoBk.| 0 3 u 8420 b te. bez. Gekündigt — Cir. ündigungspreis — Mk. — Roggen 
Nai 163 br., 162 Gb., pr. Juli Auguſt pr. 1000 Kilo 163 Br. 162 wiener Bilberpfandbr. ö 38,78 B Berl. Kassen-Ver. 184% |17,7 4 13 163—180 Mk. pro 1000 Kilo nach Qualitat gefordert, ruſſ. und poln. 165 
. Hafer rubig. Gerſte feit. Nübsl feit, loco 65%, br. Mai 65 pr. Ausländische Fonds. 40 Produ dis B. 1% | 9% 85 b bis 167 Mark bez, inländ. — M. ben, ſchweriſcher Mark, defect ruſſ. 
i r. pr. & Pfd. 65. Spiritus feſt, pr. Mai 35%, pr. Juni - Juli Silberrento, . . 4% 5750.78 bz Braunschw. Bank. 92 5 9210 u An. Mt. ab Babn bez, pr. Frübiabe 16414 — 166% — 166 Mark bez., 
36, per Juli⸗Auguſt 37, per Sept. Oct. per 100 Liter 100 3817. Kaffee (hl, u har Ho- Ar he 076. Breal, Disc-Bank') „ 3 163 n ber, vr. Juni⸗Juli 163—165—164 
ruhig Umſatz 2000 Sack. Petroleum feſt, Standard wbite loco 12, 30 Br., be u. . ll.) n Pr Bresl. Makl. Ver-B. 4 22 e Re D damn Seeder 
12, 20 Gd., ver Mai 12, 20 Gd., per Auguſt⸗December 12, 60 Gd. — öder Pram.-Anl. „4 | 95 bzö (bs@ Brasil. Wechslerb.] 3 4 4 | 66 ban „ p ersucht. 7 Mark bez., per October 
Better: Nel Himmel, e ie 190.188 Wert nad Dnalität gefordert = Saier Io 180 
a Zoergeol, 6. Mal, Bermittgt [Baumwolle] Hofongsberiän| er Hart vg, 100 Kilo nad ns gelben, St um mo 
e on . 1 5 1 5 ut nk... re 6 — 7 157—i 5 j 
1 0 [ee |, ‚lese iu mee enger 187 190 Matt De, bißmilder . Matt, (öwehider 
Umſatz 7000 Ballen, davon für Eveculation und Ervort 1000 Ballen. Sen b de e en f 45 ber 3 ark ab Bahn bez., pr. Frübjahr 172 Mark bez, pr. Mais 
VUIIUUVCCCCCCCCCCCCC%%%%CC%CCC(%(%/(%/(c Saar ene, No-te diene 
en en Dbolerah 1 . good . Dbe ler 3M, | de. e Pille ele pap enen * f , J Gerdi 2000 cf i ja 17114 Mart bei. — Grblen, Node 
3%, fair Bengal 4, good fair Broch —, new fair Domra 4%, gond| e. 5% Anleihe % fi be and. Vereins.-B. 11% | 9 1 fler ben waare 184—210 M., Jutterwaare 173185 M. — Weizenmehl pr. 100 
8: 9 ar air Domra 47, gerd granzösische Rente %s | — - Hamb, Vereins- B. 11½ 9% 4 1117,75 8 Kilo Br. unverſteuert incl. Sad Nr. O: 29.50 — 98,50 Mark bez. Nr. 0 
— an 37 fair Madras 4, fair Pernam 6%, fair Smyrna 5 76, ital. Kae Fog. 6 1810 bez Hannor. Bank. . 325 Eh 161775 8 | 1: 27,00—26,00 M. — Roggenmehl pr. 100 Kilo Br. unverſteuert ind. 
7 . 4 ; Ita abak-Üblig. .. el, 4 5 . x „% 4 | 8175 526 Sack: Nr. 0: 25,00 bis 23,50 M. ** 0 2 2 en I . 
g N 3 30 „Graz L. I 70, Indw.-B. Kwileck 58 5 ‚ . „Nr. und 1: 22,50—2ʃ, 
Ballen, deren ea 121.000 Ballen, nach Großbritannien 321,000 e Anleihe, | Br Leipa, de bat 1 7 ( ls % ber. — Noggenmebl pr. 100 Kilo Br. inch Sack Nr. 0 und 1: riet 
7 54 ... m „Ban A . 192 > N 
Mancheſter, 26. Mai, mittags.  12r Water Armitage 756, 12r — — Ben . — 8 5 57 1 ** 2% 33 ei bez., pr. Mai⸗Juni 23,05—10 Mark bez., pr. Juni. Juli 
11117... ß K Naber, r Sebt eiern, . 50, M ber, Pe Oeser eden. 
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